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aj – die Arbeiter*innenjugend

Heyo Genossiiis, eine neue AJ ist da, diesmal zum 
Thema äh… alles Mögliche. Ohne Titel, also aber 
nichtsdestotrotz, Picke Packe voll mit 1A-Artikeln 
zu aktuellen Diskussionen. 

Pascal argumentiert für eine bessere Integration 
des Verbandes in die linke Bewegung, Alix für 
eine Beteiligung an den internationalen Begeg-
nungen im KLH und Franzi für ein Mitdenken der 
Sexualpädagogik in der Präventionsarbeit. Die 
Waffe der Kritik richtet sich in dieser Ausgabe, 
geführt von Antonia, gegen die historische 
Rolle der Sozialdemokratie und von Ildikó und 
Lorenz gegen die künstliche Intelligenz. Jeweils 

eine Replik findet sich in der Ausgabe auch zu 
zwei Artikeln der Letzten, dem Thesenpapier 
und Helens Artikel zur Rolle der Falken in der 
Sozialdemokratie.  

Mit dem Weglassen eines festen Ausgabenthemas 
wollen wir testen, ob dadurch aktuelle Verbands-
debatten stärker in den Fokus kommen können. 
Weniger „Fachartikel“ zu Einzelthemen wie in der 
24 Stunden, mehr tagesaktueller Streit mit Bezug 
aufeinander. 

Ein kleines Pilotprojekt also. 
Über eure Rückmeldung freuen wir uns. 
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Das historische Scheitern 
der Sozialdemokratie 
Die Bewilligung der Kriegskredite und Kapitulation vor dem Imperialismus

Wir kennen alle das linksradikale – und 
auch manchmal auch gar nicht so links-
radikale – Jammern über die SPD: Immer 
wieder erinnern Politiker*innen der SPD 
mit staatstreuen, antigewerkschaftlichen 
und sozialchauvinistischen Aussagen 
daran, wie weit diese Partei davon entfernt 
ist, Teil einer zeitgenössischen fortschritt-
lichen politischen Bewegung zu sein. Das 
Jammern resultiert aber häu�g aus dem 
Mythos, dass die SPD ursprünglich eine 
sozialistische Partei gewesen wäre und 
sich nach dem Faschismus einfach von 
ihren Ursprüngen abgewandt und zu einer 
bürgerlichen Partei entwickelt hätte. Um 
diesen Mythos zu entkräften, lohnt es sich, 

mal einen Blick auf die Selbstkritiken radi-
kaler Sozialist*innen in der Geschichte 
auf die Arbeiter*innenbewegung ihrer 
Zeit zu werfen. Eine von ihnen war Rosa 
Luxemburg, die schon früh den reaktio-
nären Charakter und den Nationalismus 
der Sozialdemokratie erkannte.

Krieg als Wendepunkt 
sozialistischer Politik

1916 verfasste Rosa Luxemburg mit 
„Die Krise der Sozialdemokratie“ – auch 
als „Junius-Broschüre“ bekannt – eine 
fundamentale Kritik der nationalisti-
schen Politik der sozialdemokratischen 

Führung. Der zu diesem Zeitpunkt 
gerade begonnene Erste Weltkrieg sei die 
Zuspitzung des imperialistischen Kräfte-
messens gewesen und hätte den „Unter-
gang jeglicher Kultur“ (Luxemburg, S. 31) 
bedeutet. Die Politik der Sozialdemokratie 
im Kontext des Krieges, sagt Luxemburg, 
sei eine Kapitulation der Arbeiter*innen-
bewegung vor der bürgerlichen Politik 
gewesen. Eine Kapitulation, die einen 
Rückschlag der sozialistischen Bewegung 
bedeutet hätte, der in der Nachkriegszeit 
nie zurückgenommen werden konnte.
Dieser Artikel soll drei der Hauptkritik-
punkte Luxemburgs nachzeichnen, an 
denen sich erkennen lässt, dass die SPD 



sich schon lange vor der Weimarer Zeit 
davon abgewandt hatte, die Partei einer 
revolutionären Bewegung zu sein. Inter-
essant an der Kriegspolitik der SPD-Frak-
tion der Anfang des 20. Jahrhunderts ist 
die Ähnlichkeit dazu, wie die bürgerlichen 
Parteien seit Ausbruch des Ukraine-Kriegs 
die deutsche Rolle im Kriegsgeschehen 
argumentieren und wie Nationalismus 
zu einer ideologischen Notwendigkeit 
zur Legitimation für Militarisierung und 
Kriegsbeteiligung geworden ist.

Anlass von Luxemburgs Kritik war die 
Aussprache der SPD-Reichstagsfraktion 
am 4. August 1914 für eine Bewilligung 
der Kriegskredite. Luxemburg gibt die 
Position der Fraktion wieder und betont, 
dass der Krieg als eine Bedrohung durch 
das Zarenreich und die eigene Opferbe-
reitschaft als aufgezwungenes Schicksal 
empfunden wurde: „Jetzt stehen wir vor 
der ehernen Tatsache des Krieges. Uns 
drohen die Schrecken feindlicher Invasi-
onen“ (ebd., 32), zitiert sie aus der Rede der 
Fraktion. Die Verteidigung des eigenen 
Volkes, „seine freiheitliche Zukunft“ und 
die „Kultur und Unabhängigkeit“ des 
eigenen Landes müsse nun sichergestellt 
werden. Damit nahm die Sozialdemo-
kratie einen politischen Kurs auf, mit dem 
für die Dauer des Krieges der Klassen-
kampf eingestellt werden sollte. Sie haben 
die Verteidigung der eigenen Nation für 
eine Notwendigkeit gehalten und stellten 
damit die Interessen der Nation über die 
Tatsache des Klassengegensatzes.

Der Mythos des nationalen 
Verteidigungskrieges

In der Begründung der Zustimmung zu 
den Kriegskrediten wurde sich auf das 
sozialistische Prinzip des Selbstbestim-
mungsrechts der Völker berufen: „Wir 
fühlen uns dabei im Einklang mit der 
Internationale, die das Recht jedes Volkes 
auf nationale Selbstständigkeit und Selbst-
verteidigung jederzeit anerkannt hat, wie 
wir auch in Übereinstimmung mit ihr 
jeden Eroberungskrieg verurteilen“ (ebd.: 
32f.).

Luxemburg widerspricht. Sie teilt die 
Einschätzung nicht, dass es sich bei 
diesem Krieg um die Selbstverteidi-
gung Deutschlands handeln würde. Sie 
analysiert den Krieg als das Resultat der 
Jahrzehnte dauernden Ausweitung der 
imperialistischen Politik. In einer Welt-
entwicklung, in der nationale Interessen 
in einem immer wachsenden Ausmaß 
durch Ausbeutung auf globaler Ebene 
verfolgt und dafür Eroberungskriege zur 
Unterwerfung und Kolonisierung weiterer 
Erdteile geführt werden, wird die Zuspit-
zung der Staatenkonkurrenz auf globaler 
Ebene ausgetragen.

In Luxemburgs Analyse der historischen 
Entwicklung des deutschen Imperia-
lismus zeigt sich die besondere Rolle 
Deutschlands, das sich in einen strategi-
schen Gegensatz zu allen anderen Staaten 
gebracht hat. Während die anderen 
großen imperialen Kräfte Interesse an 
der Zerschlagung und Neuaufteilung 
des Osmanischen Reichs hatten, damit 
auch in einem Interessenkon¨ikt mitein-
ander stehen und trotzdem bis zu einem 

gewissen Punkt ein gemeinsames Ziel 
verfolgen, lag das Hauptinteresse des deut-
schen Imperialismus in der Förderung und 
im Erhalt des türkischen Nationalismus. 
Der deutsche Imperialismus erho©te sich 
von einem national gestärkten Osmani-
schen Reich einen geopolitischen und 
wirtschaftlichen Standortvorsteil gegen-
über den anderen imperialistischen 
Lagern in der Region. Deutsche Konzerne 
investierten in Infrastrukturprojekte wie 
der „Bagdad Bahn“, um sich Zugang zu 
Ressourcen zu erschließen und schlossen 
ein militärisches Bündnis mit dem osma-
nischen Reich. Die auªommende türki-
sche nationalistische Bewegung wurde 
folglich politisch unterstützt, nicht zuletzt 
auch wegen der ideologischen Nähe der 
beiden völkischen Nationalismen, die 
sich über ihren Rassismus und Vernich-
tungswunsch ethnischer und religiöser 
Minderheiten konstituierten. 

Luxemburg versteht den Imperialismus 
nicht als „Werk irgendeines oder einiger 
Staaten“, sondern als „Reifegrad in der 
Weltentwicklung des Kapitals“ (ebd.: 119). 
Dennoch war das Auftreten des deutschen 
Imperialismus das ausschlaggebende 
Moment, sodass sich die zuspitzende 
Entwicklung in einem Weltkrieg entladen 
konnte.

Nationale Verteidigung oder die poli-
tischen Interessen irgendeines Staates 
sind also nicht das, worum es in impe-
rialistischen Kriegen geht, sondern ihr 
Anspruch, sich in der Staatenkonkur-
renz durchzusetzen. Nationalismus und 
das Vorschieben der Notwendigkeit und 
Alternativlosigkeit, den eigenen Staat zu 
verteidigen, haben lediglich den Zweck, 
die arbeitenden Massen für den Krieg zu 
begeistern und die Klassengegensätze in 
den Hintergrund zu rücken.

„So ist der Begriff selbst jenes beschei-
denen tugendhaften vaterländischen 
Verteidigungskriegs, der unseren Parla-
mentariern und Redakteuren heute 
vorschwebt, reine Fiktion, die jede 
geschichtliche Erfassung des Ganzen und 
seiner Weltzusammenhänge vermissen 
läßt. Über den Charakter des Krieges 
entscheiden eben nicht die feierlichen 
Erklärungen und nicht einmal die ehrli-
chen Absichten der sogenannten leitenden 
Politiker, sondern die jeweilige historische 
Bescha©enheit der Gesellschaft und ihrer 
militärischen Organisationen.“ (ebd.: 122)

Kein Selbstbestimmungsrecht 
für das deutsche Volk

Darüber hinaus, dass es sich von Seiten 
Deutschlands ohnehin nicht um einen 
Verteidigungskrieg gehandelt hat, wider-
spricht Luxemburg auch der Au©assung 
der Sozialdemokratie, dass aus dem 
Selbstbestimmungsrecht der Völker 
ableitbar wäre, dass die deutsche Nation 
verteidigt werden müsste.  Vielmehr stellt 
sie heraus, dass nicht jeder Nationalstaat 
bzw. nicht jedes Nationalbewusstsein 
kultureller Ausdruck eines selbstbe-
stimmten Volkes ist. Nach Luxemburgs 
Verständnis ist die Selbstbestimmung 
eines Volkes stark an der „sozialen 
Befreiung“, also der Emanzipation von 
Herrschaft innerhalb des Staates geknüpft. 

Sie würde also einen Krieg, der einen Staat 
vor Fremdherrschaft verteidigen soll, nur 
dann als Verteidigung der Selbstbestim-
mung begreifen, wenn sich der spezi�sche 
Staat (oder anderes politisches Konstrukt) 
auf einer emanzipatorischen politischen 
Idee gegründet hat. Das deutsche Natio-
nalbewusstsein dagegen sei ein Resultat 
der Konterrevolution.

„Das heutige Deutschland ist auf dem 
Grabe der Märzrevolution, auf den Trüm-
mern des nationalen Selbstbestimmungs-
rechts des deutschen Volkes errichtet. Der 
heutige Krieg, der neben der Erhaltung der 
Türkei die Erhaltung der habsburgischen 
Monarchie und die Stärkung der preu-
ßischen Militärmonarchie zum Zweck 
hat, ist eine abermalige Verscharrung 
der Märzgefallenen und des nationalen 
Programms Deutschlands.“ (ebd.: 116)

„Wunder der Klassensolidarität“

In diesem ersten globalen imperialis-
tischen Krieg zeigt sich für die Sozia-
list*innen zum ersten Mal ganz deutlich, 
dass die Interessen der Nationen und die 
Klasseninteressen der Proletarier nicht – 
wovon bisher ausgegangen wurde - iden-
tisch sind.

Der Widerspruch zeigt sich darin, dass 
die Führung der Sozialdemokratie 
den Burgfrieden erklärte, also auf den 
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Die SPD beschließt die Kriegskredite 
im Reichstag…

...die Massen betrauern Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht auf der Straße
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Den Falken in (die) Bewegung bringen! 
Warum wir uns breiter in der linken Bewegung aufstellen müssen

imperialistische Krieg ungescheut seine 
Furien entfesseln.“ (ebd.: 111)

Luxemburg stellt heraus, dass es außer-
dem eine Illusion ist, sich in einer 
Gesellschaft, in der Klassengegen-
sätze existieren, für Klassensolidarität 
entscheiden zu können. Schließlich 
wird die herrschende Klasse nicht auf 
Privateigentum und kapitalistische 
Ausbeutung verzichten, nur weil die 
Arbeiter*innenklasse auf die politische 

Vertretung ihrer Interessen verzichtet. Es 
ist ein einseitiges Zugeständnis der Sozi-
aldemokratie, die ein zu dem historischen 
Zeitpunkt beispiellosen Rückschlag der 
sozialistischen Bewegung ausmacht, der 
in späteren Friedenszeiten nicht rückzu-
gewinnen gewesen ist.

Antonia Siebold
LV Hamburg

In der aktuellen Umbruchphase des Kapi-
talismus, der sich langsam aber stetig von 
seiner (neo)liberalen Ausrichtung zu einer 
von Autoritarismus und Nationalismus 
getriebenen, protektionistischen Variante 
zu verändert scheint, steht auch die linke 
Bewegung vor Zeiten der Umbrüche. Die 
anhaltende Krisenhaftigkeit des Kapita-
lismus, die Rückkehr des unverschleierten 
Imperialismus und die voranschreitende 
Rechtsentwicklung in der Gesellschaft 
führen uns dabei tagtäglich vor Augen, 
wie akut notwendig die Formulierung 
und Etablierung eines gesellschaftli-
chen Gegenentwurfes ist. Wir Falken 
verbleiben deshalb nicht in einem Stadium 
der Analyse und Kritik des Bestehenden, 
sondern kämpfen seit jeher dafür, auf die 
verschiedenen Auswüchse des kapitalis-
tischen Systems mit der - wo es möglich 
ist - durch unsere Praxis erprobten Idee 
des Sozialismus zu antworten. Durch diese 
Vision einer anderen Welt prägt unsere 
Arbeit Kinder und Jugendliche seit Gene-
rationen ganz praktisch in ihrem Entwick-
lungsprozess und ihrer Bewertung der 
herrschenden Zustände. Und mit unserem 
Kampf standen und stehen wir nicht allein: 
Wir sind Teil einer diversen und facetten-
reichen linke Bewegung, die heute in ihrer 
Verschiedenheit nicht nur, aber gerade auch 
der Jugend, eine Perspektive aus der poli-
tischen Tristesse bietet. Denn neben etab-
lierten Organisationen entstehen immer 
wieder relativ junge Initiativen, die der 
manchmal etwas verschlafen wirkenden 
Bewegung eine neue Dynamik verleihen 

und auf den Entwicklungsprozess einer 
gesamtgesellschaftlichen Linken Ein�uss 
nehmen. Die Menschenketten gegen Rechts 
wurden durch massenhaftes Widersetzen, 
die verstaubten Friedensmärsche durch von 
Schüler*innen organisierte Streiks gegen 
die Wehrpflicht ergänzt. Gerade junge 
Organisationen scheinen im Aufwind zu 
sein und prägen die Wahrnehmung bzw. 
Ausrichtung der linken Bewegung wieder 
maßgeblich mit. Wir als Falken dürfen nicht 
hinter diese Entwicklung zurückfallen, nur 
weil wir uns an etablierte Beziehungen und 
Strukturen klammern, sondern müssen 
Teil der Dynamisierung eben dieser linken 
Bewegung sein. 

Mit dem Blick auf die historische Ausrich-
tung unseres Verbandes zeigt sich, dass 
uns die Verbandelung mit der Sozialdemo-
kratie bisher oftmals Steine dafür in den 
Weg gelegt hat, unsere Kämpfe und Arbeit 
in die gesamte Breite der linken Bewegung 
zu tragen. Der politisch vorgesehene Weg, 
der junge Erwachsene nach ihrer Zeit bei 
den Falken oftmals direkt in die Arme der 
Sozialdemokratie oder ihrer Jugendorga-
nisationen führte, hat eben auch bewirkt, 
dass Verbindungen und Anknüpfpunkte 
in die Breite der Bewegung in der Vergan-
genheit vernachlässigt wurden. Dass wir 
uns als Verband aus dieser Praxis zumin-
dest in Kreisen herausemanzipiert haben, 
war nicht nur die logische Konsequenz der 
Entfremdung zwischen der Sozialdemo-
kratie und all jenen, die es mit dem Sozi-
alismus noch einigermaßen ernst meinen, 
sondern auch eine große Chance - sowohl 
für unseren Verband als auch für die linke 
Bewegung in ihrer Gänze.

Denn eine pädagogisch überzeugende 
und sozialistisch fundierte Bildungsarbeit 
mit Kindern und Jugendlichen, die unab-
hängig von Parteien oder sonstigen politi-
schen Verbänden, also in ihrer Arbeit frei 
und selbstbestimmt steht, lässt sich in der 
Bewegung nur schwer �nden. Und eine 
in ganz Deutschland aktive, vernetzte, in 
ordentlichen Strukturen organisierte und 
vor allem unabhängige Bildungsarbeit für 
die Kinder und Jugendlichen unserer Klasse 
und darüber hinaus – das ist Alleinstellungs-
merkmal von uns Falken.

Wir für die Bewegung …

Dass wir Falken also quasi eine Mono-
polstellung in der politischen Bildung der 
Jugend einnehmen könnten, spiegelt sich 
nicht in unserer Rolle und Eingebundenheit 

innerhalb der linken Bewegung wider. 
Wenn wir uns auch qua unserer verband-
lichen Ausrichtung in den vergangenen 
Jahrzehnten einige Türen geschlossen 
haben – jetzt ist es höchste Zeit, sie wieder 
aktiv aufzureißen. Dort, wo wir immer 
noch entweder als verkapptes Anhängsel 
der Sozialdemokratie gesehen oder, 
schlimmer noch, einfach übersehen werden, 
gilt es proaktiv anzuklopfen, verkrustete 
Vorstellungen zu unserem Verband aufzu-
brechen und die Diversität unserer verband-
lichen Ausrichtung und Praxis als Aushän-
geschild voranzutragen.

Denn dass wir als Verband durch eine, in 
großen Teilen selbstverschuldete, vermin-
derte Präsenz in der linken Bewegung 
das Potenzial zu wachsen und zu prägen 
verspielen, ist relativ selbsterklärend und 
muss nicht weiter ausgeführt werden. Das 
größere Versäumnis, wenn wir über unsere 
Verbandsebene hinausblicken, ist aber im 
Zustand der Kinder- und Jugendarbeit in 
der linken Bewegung insgesamt zu �nden. 
Wenn auch linke Gruppen, Organisati-
onen und Initiativen oftmals eine hausei-
gene Jugendarbeit anbieten – für Kinder 
finden sich kaum Angebote. Und auch 
die Bildungsarbeit, die mit Jugendlichen 
geleistet wird, reicht in der Regel weder 
hinsichtlich der pädagogisch-didaktischen 
Fundierung noch der Breite, in der theo-
retisch zum Sozialismus hingeführt und 
praktisch eine Gegenwelt erprobt wird, an 
unsere Angebote heran – so selbstüberzeugt 
dürfen wir getrost sein.

Wenn wir uns, unsere Arbeit und unsere 
Überzeugungen also einerseits selbst ernst 
nehmen und mit diesem Selbstverständnis 
andererseits auch in der linken Bewegung 
ernst genommen werden wollen, müssen 
wir den Beitrag, den wir zum weiteren 
Ausbau einer gesamtgesellschaftlichen 
Linken leisten, nach unseren Möglich-
keiten steigern und intensivieren. Unser 
Potenzial ist bei weitem noch nicht ausge-
schöpft:  Zwar scha�en wir es, im Rahmen 
unseres Verbandes aus einer sozialistischen 
Perspektive gut ausgebildete und in ihrer 
Praxis erprobte Mitglieder hervorzubringen. 
Das könnten wir aber, wenn wir es richtig 
angehen, nicht nur für uns, sondern für die 
breite Bewegung erreichen.

Dadurch könnten wir nicht nur die Leer-
stelle füllen, die in der linken Bewegung 
hinsichtlich einer unabhängigen Kinder- 
und Jugendarbeit existiert, sondern würden 
uns selbst auch näher zur Antwort auf die 

aktiven Klassenkampf für die Dauer des 
Krieges verzichtete. Dieser Burgfrieden 
ist eine Voraussetzung für den Staat einen 
Krieg führen und die Wirtschaft darauf 
einstimmen zu können. Für die organi-
sierte Arbeiter*innenklasse bedeutet diese 
Politik allerdings einen Rückschlag hinter 
allem, was bisher erkämpft wurde.

„Erst durch das ‚vaterländische‘ Verhal-
ten der Sozialdemokratie, dank dem 
Burgfrieden im Rücken, konnte der 

„Going to work“ 
Jean-François Millet 

Bild: Jean-François Millet, Gift of Frederick Keppel and 
Co., Inc., The Frederick Keppel Memorial 1918.115 
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Frage bewegen, wohin wir denn all dieje-
nigen Mitglieder entlassen wollen, die 
alters- oder schwerpunktmäßig unserer 
Verbandspraxis entwachsen. Dass dabei 
nicht alle unserer Mitglieder den Über-
gang von Teilis zu Hel�s mitmachen und 
sich in ihrer Entwicklung anderen Aspekten 
oder Bereichen der politischen Betätigung 
zuwenden, ist individuell nachvollziehbar 
und keine inhärente Schwäche, sondern 
eine Stärke des Verbands. Denn so viel-
fältig wie unsere Strukturen sind auch die 
Wege, die unsere Mitglieder irgendwann 
einschlagen können. Dass diese Wege in 
den letzten Jahren auch zunehmend in uns 
historisch gesehen fernere Teile der linken 
Bewegung oder recht junge, dynamische 
Initiativen führen, ist eine begrüßenswerte 
Entwicklung, die es gilt weiter auszubauen.

Und auch unsere bestehenden Struk-
turen und Räumlichkeiten würden es uns 
erlauben, praktisch eine Anlaufstelle für 
Vernetzung und gemeinsamer Arbeit in der 
Bewegung zu werden. Ob das im lokalen 
Bündnis gegen Rechts, der überregionalen 
Vernetzung gegen die Wehrpflicht oder 
einer bundesweiten widersetzen-Kam-
pagne gegen den nächsten AfD-Parteitag 
ist – wir haben in der Regel die Möglichkeit, 
durch die Bereitstellung von Räumlich-
keiten oder die Nutzung unserer deutsch-
landweiten Strukturen die unerlässliche 
koordinative Arbeit, die eine Zusammen-
arbeit verschiedener Akteure in der linken 
Bewegung eben voraussetzt, zu unter-
stützen und zu begünstigen. Auch unser 
rechtliches Verhältnis zum Staat kann bei 
dieser Arbeit nützlich sein. Denn solange 
wir als gemeinnütziger Träger (noch) 
gewisse Freiheiten und Erleichterungen 
gegenüber diesem Staat haben, sollten wir 
uns nicht nur selbst dieser staatlichen Zuge-
ständnisse bedienen, sondern sie auch in 
den Dienst der Bewegung stellen. Beispiels-
weise kann die oftmals gebührenfreien 
Nutzung städtischer Räume für Veranstal-
tungen oder die Vernetzung unserer lokalen 
Bündnisse genutzt werden, wodurch wir 
wertvolle Au¡au- und Unterstützungsar-
beit leisten können, ohne dass wir dadurch 
einen erheblichen Mehraufwand in unserer 
Verbandsarbeit haben.

Dass wir der linken Bewegung viel zu bieten 
haben, wissen wir selbst. Jetzt liegt es aber 
an uns, proaktiv an Organisationen, Initi-
ativen und Bündnisse heranzutreten und 
die Arbeit, die wir bereits leisten und die wir 
leisten können, auch sichtbar zu machen. 
Wie diese Beteiligung praktisch aussehen 
kann, muss sich natürlich je nach Struk-
turen und Kapazitäten unterscheiden und 
soll deshalb nicht weiter ausgeführt werden. 
Stattdessen gilt es, als lokale Verbände 
kreativ darin zu werden, die eigenen 
Möglichkeiten zu nutzen, um in der Bewe-
gung gesehen zu werden, stattzu�nden und 
sich langfristig als verlässliche Partnerin zu 
etablieren.

… die Bewegung für uns.

Was könnte eine tiefere Verbindung in die 
linke Bewegung aber für unseren Verband 
bedeuten? Wenn wir es scha�en, mehr in 
einer gesamtgesellschaftlichen Linken 
stattzu�nden, können wir uns als Verband 
davon nicht nur eine breitere Akzeptanz, 
Unterstützung und Beteiligung an unseren 

Angeboten, sondern ein Wachstum des 
Verbandes generell erho�en. Eine Diver-
si�zierung unserer Kontakte in die breite 
linke Bewegung ist deshalb für unsere 
weitere Entwicklung unerlässlich. Denn 
unsere Arbeit und Angebot als unabhän-
giger Verband mit klarer sozialistischer 
Perspektive kann nur dort wahrgenommen 
werden, wo wir auch beteiligt sind.

Und eine breitere Beteiligung in der Bewe-
gung kann auch dabei helfen, unseren Blick 
auf die aktuellen Zustände zu schärfen und 
die eigene Praxis zu erneuern. Deshalb 
bedeutet in die Bewegung zu gehen auch, 
auf die Straße zu gehen. Nirgendwo wird 
das Verhältnis, das nicht nur die gesell-
schaftliche Linke zum Staat, sondern 
eben auch die Bundesrepublik zu der 
linken Bewegung einnimmt, so prak-
tisch erfahrbar wie dort. An die Stelle des 
parlamentarisch-institutionell forcierten 
Beteiligungstheaters, das uns so oft als 
die Spitze der demokratischen Mitbestim-
mung verkauft wird, tritt regelmäßig von 
staatlicher Seite die blanke Feindschaft - 
zumindest gegenüber denjenigen, die noch 
wirklich etwas verändern wollen in dieser 
Gesellschaft. Da wir uns als Falken gemäß 
unseres Selbstverständnisses zu letztge-
nannter Gruppe zählen (sollten), ist es nur 
konsequent, die Verhältnisse auf der Straße 
nicht als eine singuläre Herausforderung 
der radikalen Linken, sondern eben auch 
als eine Herausforderung für uns aufzu-
fassen. Dieser Au�assung folgend liegt es 
an uns, unsere Zugehörigkeit zur und Soli-
darität mit der gesamtgesellschaftlichen 
linken Bewegung auch praktisch sichtbar 
werden zu lassen. Die aktive Beteiligung 
auf der Straße und in Organisationen bzw. 
Initiativen, die ihre hauptsächliche Arbeit 
eben dort verrichten, beispielsweise wider-
setzen oder die Schulstreik-Demonstrati-
onen, stärkt dementsprechend auch unsere 
Bindung an die Teile der linken Bewegung 
nachhaltig, bei denen wir durch unsere 
reine Verbandspraxis oftmals noch unter 
dem Radar �iegen.

Ein zusätzlicher Effekt, der nicht unter-
schätzt werden sollte, ist aber auch die 
Wirkung individueller Erfahrungen, die wir 
auf der Straße machen können. Die eigenen 
Handlungsmöglichkeiten auszutesten und 
im Optimalfall zu erweitern kann einen 
stark positiven Ein�uss auf die individuelle 
Wahrnehmung des eigenen Verhältnisses 
zum Staat haben und zu einer wertvollen 
Selbstwirksamkeitserfahrung werden 

- gerade in Zeiten, in denen ein Gefühl 
von Ohnmacht gegenüber den politisch 
Zuständen oft dominiert. Und auch auf den 
Verband können diese Erfahrungen positiv 
zurückwirken. Denn die Erfahrungen, die 
unsere Mitglieder auf der Straße und bei 
der Arbeit mit anderen Organisationen 
und Initiativen machen können, und die 
Kontakte, die dort entstehen, tragen immer 
auch dazu bei, dass sich Perspektiven 
in unserem Verband diversi�zieren und 
ausweiten. Praktiken können überdacht 
oder neu eingebracht und Herangehens-
weisen an verschiedene theoretische und 
praktische Fragen anders gedacht werden. 
So kann aus geteilten Erfahrungen kollek-
tive Entwicklung und Stärkung erwachsen, 
von der ein Verband, der nicht statisch, 
sondern dynamisch an der Entwicklung 
und Gestaltung einer gesamtgesellschaftli-
chen linken Bewegung teilnehmen möchte, 
im Ende�ekt lebt.

Und jetzt?

Die Zeit ist reif, alte Verbindungen in ihrer 
Bewertung zu überdenken und zumindest 
durch Neue zu ergänzen. Wir könnten und 
sollten mit unserem Selbstverständnis eine 
Rolle einnehmen, die weit über die eigene 
Praxis, den eigenen Verband hinaus, in 
die linke Bewegung reicht. Wir haben die 
Chance, bei aller Verschiedenheit in der 
Bewegung ein gemeinsamer Nenner zu 
werden – als Ort, an dem die linke Bewe-
gung in ihrer Breite für Vernetzung und 
Austausch, für Räumlichkeiten und Unter-
stützung und vor allem für fundierte sozi-
alistische Kinder- und Jugendarbeit, die 
zurück in die gesamtgesellschaftliche Linke 
strahlt, zusammenkommt. Wir könnten die 
Anlaufstelle und Instanz in einer breiten 
linken Bewegung sein, die für Selbstorga-
nisation, gelebte Gegenwelt und unabhän-
gige Erziehung zum Sozialismus steht. Die 
mit, von und für die Jugend lernt, die Raum 
bietet für Wachstum und am Ende dieses 
Prozesses Sozialist*innen in die Bewegung 
entlässt, die nicht nur theoretisch, sondern 
auch schon praktisch darin erprobt sind, 
wie die Welt von Morgen aussehen kann. 
Die nicht am Rand stehen, sondern mitten-
drin - als Grundlage und Boden, aus dem 
immer wieder aufs Neue eine nächste 
Generation Sozialist*innen von der und für 
die Bewegung erwachsen kann. 

Pascal Dufour
LV Baden-Württemberg

an uns, proaktiv an Organisationen, Initi-
ativen und Bündnisse heranzutreten und 
die Arbeit, die wir bereits leisten und die wir 
leisten können, auch sichtbar zu machen. 
Wie diese Beteiligung praktisch aussehen 
kann, muss sich natürlich je nach Struk-kann, muss sich natürlich je nach Struk-kann, muss sich natürlich je nach Struk
turen und Kapazitäten unterscheiden und 
soll deshalb nicht weiter ausgeführt werden. 
Stattdessen gilt es, als lokale Verbände 
kreativ darin zu werden, die eigenen 
Möglichkeiten zu nutzen, um in der Bewe
gung gesehen zu werden, stattzu�nden und 

linken Bewegung auch praktisch sichtbar 
werden zu lassen. Die aktive Beteiligung 
auf der Straße und in Organisationen bzw. 
Initiativen, die ihre hauptsächliche Arbeit 
eben dort verrichten, beispielsweise wider
setzen oder die Schulstreik-Demonstrati
onen, stärkt dementsprechend auch unsere 

„First Steps“ Jean-François Millet Bild: Jean-François Millet, Gift of Frederick Keppel and Co., Inc., 
The Frederick Keppel Memorial 1918.115 
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Was unser Genosse Heinz-Joachim 
Heydorn (     Seite 8) hier in seiner 
Vorstellung von Sozialismus und 
Pädagogik festhält, halte ich für den 
verdichteten Kern unserer verbandli-
chen Arbeit. Im Folgenden möchte ich 
diese Perspektive vorstellen und damit 
einen Beitrag zur Debatte leisten, 
wie sich politischer Anspruch und 
verbandliche Praxis stärker annähern 
lassen. Ganz im Sinne des Leitantrags 
Socialist Realism, die mit dem Stra-
tegiepapier: Perspektiven kollektiver 
Praxis in der letzten AJ fortgesetzt 
wurde, dessen Schlussfolgerungen ich 
an zentralen Punkten für falsch halte.

Ich möchte zeigen, dass die Spannung 
von Theorie und Praxis in unserem 
Verband kein bloßes Organisations-
de�zit ist, sondern aus seinem sozia-
listischen Anspruch und seiner Umwelt 
selbst folgt. Sein Charakter als Erzie-
hungs-, Bildungs- und Politikverband 
ist in sich teilweise widersprüchlich. 
Gerade deshalb ist bewusste Ausge-
staltung dieses nicht aufzulösenden 
Widerspruchs der Kern unserer sozi-
alistischen Praxis. Wo dies misslingt, 
entsteht der Druck, sie in Nebenräume 
oder neue Organisationen auszulagern. 
Meine These ist jedoch, dass diese 
Spannung nicht neben dem Verband, 
sondern nur in seinen gemeinsamen 
Strukturen produktiv bearbeitet 
werden kann.

Ausgangspunkt dafür ist der Begri© 
der Mündigkeit. Was steckt also in dem 
Satz unseres Genossen Heinz?

„Sozialismus zielt auf die 
Befreiung des Menschen als 

Kollektivsubjekt, auf verwirk-
lichte Mündigkeit“

Der Sozialismus zielt au f ei ne 
gesellschaftliche Ordnung, in der 
die Menschen nicht als isolierte 
Kon k u r rent * i n nen z uei na nder-
stehen und sich das gesellschaftliche 
Leben hinter ihren Rücken organi-
siert, sondern auf eine solidarische 
Gemeinschaft, die bewusst mitein-
ander nach den jeweiligen Bedürf-
nissen gestaltet wird. Mündigkeit 

meint dabei, dass jede*r Einzelne fähig 
ist, sich seines*ihres Verstandes ohne 
die Leitung eines*einer anderen zu 
bedienen. Als Materialist*innen 
wissen wir, dass dies aber nicht nur 
eine Frage der Einzelnen und deren 
Fähigkeit zur Nutzung ihres Geistes 
ist, sondern auch der Bedingungen, die 
wir vor�nden.

Darum hat Mündigkeit zwei Seiten: 
subjektive Mündigkeit als Fähigkeit, 
die Verhältnisse zu erkennen, zu beur-
teilen und sich zu ihnen ins Verhältnis 
zu setzen, und objektive Mündigkeit 
als Verfügung über die gesellschaft-
lichen Bedingungen, unter denen ein 
selbstbestimmtes Leben überhaupt 
erst möglich wird. Genau aus diesem 
Doppelcharakter ergibt sich die Span-
nung von Erziehung, Bildung und poli-
tischer Betätigung. Das Verhältnis von 
subjektiver und objektiver Mündigkeit 
geht dabei nicht einfach im Verhältnis 
von Theorie und Praxis auf. Erziehung 
und Bildung sind Praxisformen, in 
denen subjektive Mündigkeit entsteht. 
Zugleich �nden Bildungsprozesse im 
täglichen praktischen R ingen um 
objektive Mündigkeit statt.

Mündigkeit ist also nicht nur eine päda-
gogische, sondern auch eine gesell-
schaftliche Frage. Die Einrichtung 
dieser Welt legt uns bestimmte Vorstel-
lungen nahe, etwa die Natürlichkeit 
von Konkurrenz und Arbeitsteilung 
oder die scheinbare Unabhängigkeit 
der Einzelnen. Diese Vorstellungen 
sind Ideologie. Das Zentrale an ihnen 
ist also, dass sie eben leider nicht nur 
falsche Vorstellungen sind, sondern 
richtige Vorstellungen der falsch 
eingerichteten Welt. Denn der Markt 
verdeckt faktisch das soziale Gefüge, 
das hinter der Interaktion „Ich gehe 
arbeiten, ich bekomme Lohn, ich kaufe 
mein Gut“ steckt und diese zugleich 
konstituiert. Dieses Gefüge erzeugt 
erst Konkurrenz und die Arbeitsteilung 
macht die Arbeit anderer unsichtbar 
und dadurch entsteht überhaupt 
erst das Gefühl, dass man niemand 
anderen für den eigenen Konsum 
braucht. Gerade darin zeigt sich, dass 
Mündigkeit nicht bloß eine Frage des 
Bewusstseins ist. Wer frei sein soll, 
muss nicht nur anders denken können, 
sondern auch unter anderen gesell-
schaftlichen Bedingungen leben und 
handeln können.

Es ist also die materielle Einrichtung 
dieser Welt, die schon die Vorstel-
lung, aber auch die Möglichkeit der 
faktischen Umsetzung dieser falschen 
Vorstellung formt. Solange die Produk-
tionsmittel den Einzelnen entzogen 
sind, bleibt ihre Freiheit abstrakt. 
Objektive Mündigkeit würde demge-
genüber heißen, dass die Menschen 
gemeinsam über die Bedingungen 
ihres Lebens verfügen und ihre Ange-
legenheiten bewusst regeln können.

„Dies schließt ein, dass die 
Menschheit über jeden Einzelnen 

hergestellt wird.“

Dabei wird diese Art der Gemeinschaft 
eben nicht über allgemeine Vorstel-
lungen hergestellt, wie die Menschen 
an sich angeblich sind. Sie wird nicht 
erreicht, in dem die Menschen so 
gemacht werden, dass sie in eine vorge-
plante Gemeinschaft passen. Sondern 
sie wird durch die Entfaltung der 
Potenziale jedes*r Einzelnen in einem  
sozialen Zusammenhang erreicht. 
Alleine das wäre befreite Gesellschaft.

„Pädagogik ist nach ihrem 
Selbstverständnis auf 
Mündigkeit gerichtet;“

Von hier aus lässt sich auch der päda-
gogische Begri© genauer bestimmen. 
Pädagogik re¨ektiert, wie Menschen 
unter gesellschaftlichen Bedingungen 
zu Subjekten werden. Erziehung ist die 
bewusste Formung eines Menschen 
durch andere entlang der Vorstellung 
dieser anderen. Sozialisation ist die 
unbewusste Formung des Menschen 
durch die Umgebung. Bildung ist die 
Formung des Menschen durch sich 
selbst. Pädagogik bewegt sich dabei 
stets im Spannungsfeld zwischen 
Integration und Subversion. Während 
Erziehung und Sozialisation eine 
Bewegung der Eingliederung des 
Subjekts in gesellschaftliche Zusam-
menhänge sind, trägt Bildung in ihrem 
selbstständigen Formungsprozess, 
also in ihrer Potenzialität zur Mündig-
keit, immer auch einen Moment der 
Subversion in sich. Wer sich bildend 
auf die Welt bezieht, kann erkennen, 

Keine Erlösung vom Widerspruch 
Ein Debattenbeitrag zur Organisationsfrage in unserem sozialistischen Jugendverband

„Sozialismus zielt auf die Befreiung 
des Menschen als Kollektivsubjekt, 

auf verwirklichte Mündigkeit. Dies 
schließt ein, dass die Menschheit 

über jeden Einzelnen hergestellt wird. 
Pädagogik ist nach ihrem Selbstver-
ständnis auf Mündigkeit gerichtet; 

sie leitet einen Befreiungsprozess ein.“
– Heinz-Joachim Heydown

Was unser Genosse Heinz-Joachim 
Heydorn (     Seite 8) hier in seiner 
Vorstellung von Sozialismus und 

Pergamonaltar: Bei Peter Weiss wird das Herrschaftsmonument gegen seine eigene Ordnung gelesen
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dass die bestehenden Verhältnisse 
weder natürlich noch notwendig sind 
und ihnen widersprechen.

„sie leitet einen 
Befreiungsprozess ein.“

Und dieser geistige Akt, die Herstel-
lung meiner subjektiven Mündigkeit, 
setzt in dieser Welt die Voraussetzung 
dafür, mit meinem Handeln auch die 
objektive Mündigkeit durchsetzen 
zu wollen, also die Bedingungen zu 
beseitigen, die die Ideologie erzeugen, 
die meine Arbeitskraft an den Markt 
binden. Subjektive Mündigkeit drängt 
also zur Veränderung der konkreten 
Welt, weil Freiheit sonst abstrakt bleibt. 
Damit ist Pädagogik nicht äußerlich 
auf Sozialismus bezogen. Beide tre©en 
sich vielmehr in der Frage der Mündig-
keit. Pädagogik auf der Ebene der 
Subjektwerdung, Sozialismus auf der 
Ebene der Scha©ung der gesellschaftli-
chen Bedingungen der verwirklichten 
freien Subjektwerdung.

Neue Melodie, gleiches Lied

Diese Spannung bleibt nicht Theorie, 
sondern prägt unseren Verband ganz 
praktisch. Eine Debatte zwischen 
Gernot Kone²e und Heinz Westphal 
(In der Zeitschrift Junge Gemeinschaft 
1957, Nr. 11 und Nr. 12) entlang der 
Jugendpolitik kondensiert diese Ausei-
nandersetzung beispielhaft.

Gernot Koneff ke macht stark, dass 
junge Menschen sich nicht für Jugend-
politik und die Durchsetzung ihrer 
konkreten Interessen begeistern, 
sondern sich an den größeren Fragen 
dieser Welt politisieren. Diese Fragen 
sollten im Zentrum der Arbeit des 
Verbandes stehen, denn aus seiner 
Sicht liegt das Hauptmerkmal eines 
Jugendverbandes im Protest und damit 
in der Bildungs- und Erziehungsarbeit 

mit jungen Menschen. Damit stehen 
für den Pädagogen Koneff ke das 
Ringen um subjektive Mündigkeit 
und deren Ermöglichung im Vorder-
grund. Für den Jugendpolit iker 
Westphal organisiert der Verband 
hingegen eher eine ständige Wech-
selwirkung zwischen nach innen 
gerichteter Bildungsarbeit und nach 
außen gerichteter jugendpolitischer 
Tätigkeit. Jugendpolitik bestimmt 
sich bei ihm nicht einfach aus dem, 
was junge Menschen unmittelbar als 
ihr Interesse formulieren, sondern 
aus ihren objektiven Lebensverhält-
nissen und Interessen, die im Horizont 
einer sozialistischen Zielvorstellung 
politisch bearbeitet werden müssen. 
Gegen Kone²e wendet Westphal ein, 
dass junge Menschen aus seiner Sicht 
ebenso wenig wegen Bildung wie 
wegen Jugendpolitik zum Verband 
kommen; beides müsse erst zu ihrem 
subjektiven Interesse werden. Was 
er mit diesem Einwand an Kone²es 
Argumentation allerdings ignoriert, 
ist, dass bei Koneff ke der Bildungs-
prozess o©en gedacht ist, während für 
Westpfahl die Einsicht in vermeint-
lich objektive Interessen das Ziel des 
Prozesses ist.

Historisch lässt sich Westphals 
Position also zunächst als Versuch 
verstehen, Bildung und Jugendpo-
litik praktisch zu vermitteln. Mein 
Einwand richtet sich nicht gegen 
diesen Vermittlungsanspruch, sondern 
gegen die Gefahr, dass die objektiven 
Interessen der Jugendlichen dabei zu 
sehr vorausgesetzt und zu wenig als 
Ergebnis offener Bildungsprozesse 
verstanden werden. Während Kone²e 
den Bildungsprozess stärker von seiner 
Offenheit und seinem Protestmo-
ment her denkt, bestimmt Westphal 
ihn deutlicher von der politischen 
Bearbeitung objektiver Lebensver-
hältnisse aus. Genau darin liegt die 

Spannung: Kone²e droht die Frage 
konkreter Kämpfe um Räume, Rechte 
und Ressourcen zu unterbelichten; 
Westphal droht umgekehrt, das päda-
gogische Problem zu verkürzen, wenn 
die Einsicht in objektive Interessen zu 
stark als Ziel des Bildungsprozesses 
vorausgesetzt wird.

Freilich lassen sich die Bedingungen 
objektiver Mündigkeit in der kapi-
talistischen Produktionsweise nicht 
einfach herstellen. Aber es gibt sehr 
wohl Kämpfe und Verbesserungen, 
die schon jetzt geführt werden müssen. 
Wer Letzteres leugnet, trennt die 
Praxis weiter von der Theorie, weil 
er den Sinn jeder Praxis zu weit oben 
ansetzt. Den meisten Menschen fehlt 
an linker Politik nicht das geschlos-
sene Weltbild oder die richtige Kritik, 
sondern die spürbare Wirkung von 
Kämpfen und Organisation. Wer 
allerdings das Endziel aus dem Blick 
verliert und jeden Schwachsinn als 
Gewinn verkauft, treibt diese Tren-
nung ebenso weiter und propagiert 
einen zahnlosen Pragmatismus.

Das ist erst einmal leicht zu verstehen. 
Das Schwierige dabei ist, ein produk-
tives Verhältnis miteinander zu 
gestalten, das beide Seiten in ihren 
Vorteilen und Vorzügen anerkennt, 
schonungslos aber mit ihren Schwä-
chen umgeht. Wer den großen 
Bezirken in NRW nur vorwerfen kann, 
dass sie vermeintlich unpolitisch seien, 
ohne dabei anzuerkennen, dass sie die 
stärkste Breitenarbeit leisten und darin 
Zugänge zu Wirksamkeit und Bildung 
für einen Haufen proletarischer Kinder 
und Jugendlicher schaffen, greift 
unseren Verband ebenso eindimensi-
onal, wie die Genoss*innen aus NRW, 
denen bei jeder politischen Debatte Pergamonaltar: Bei Peter Weiss wird das Herrschaftsmonument gegen seine eigene Ordnung gelesen

Solange die gesellschaftlichen Bedingungen Unmündig-
keit immer wieder hervorbringen, bleibt Befreiung keine 
abgeschlossene Aufgabe, sondern eine wiederkehrende 
Praxis.

Bild: Miguel Hermoso Cuesta

Bild: Dodo
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und jedem Workshop immer wieder 
nur der Vorwurf einfällt, dass Dinge 
zu schwer oder zu abgehoben seien.

Gerade deshalb ist die Organisati-
onsfrage, die im Leitantrag und im 
Thesenpapier diskutiert wird, nicht 
nachgeordnet. Wenn der Verband 
diese Vermittlung dieser Pole nicht 
in seinen gemeinsamen Strukturen 
leistet, zerfallen Bildungsanspruch, 
Interessenpolitik und Praxis wieder in 
getrennte Sphären. Die objektive und 
subjektive Seite von Mündigkeit wird 
nicht mehr in derselben Organisation 
bearbeitet.

Der Widerspruch in Organisation

Diese Debatte führt Gernot Kone²e 
später alleine weiter. Er erkennt dort 
an, dass Mündigkeit und Befreiung auf 
Institutionalisierung angewiesen sind 
und Institutionen zugleich immer die 
Gefahr der Anpassung in sich tragen. 
Institutionen sind notwendig, um 
erkämpfte Fortschritte zu verallgemei-
nern und abzusichern. Sie sollten dabei 
aber nicht im Bestehenden verharren, 
sondern weitere Befreiung ermögli-
chen. Sie sollten in ihrer Vereinheitli-
chung also o©enbleiben. Dies gelingt 
nur, wenn sie die subjektive Mündig-
keit ihrer Einzelelemente, in unserem 
Fall der Mitglieder, weiter ermöglichen 
und individuelle Entwicklung ergeb-
niso©en zulassen.

nicht mehr in Debatten einzubringen 
und Rechtsprechung mit beein¨ussen 
zu wollen, werden die konkreten Inte-
ressen zugunsten der Reinheit der 
eigenen Weltanschauung aufgegeben. 
Der Gegenfehler liegt dort, wo konkrete 
Praxis nicht mehr auf die Verwirkli-
chung von Mündigkeit zielt und keinen 
Protest mehr zulässt, sondern nur 
Gehorsam abverlangt, um Versorgung, 
Service oder Verwaltung abzusichern. 
Ein Beispiel dafür wäre der Ausschluss 
Lorenz Knorr, ein Mitstreiter von 
Gernot Kone²e, aus unserem Verband, 
weil er zu unbequem war, auch wenn er 
Jahrzehnte später rehabilitiert wurde.

Einigung für das Handeln, O¦en-
heit für die Bildung

Von hier aus lässt sich auch die aktuelle 
Organisationsfrage präziser fassen. Ich 
denke, es ist deutlich geworden, dass wir 
es mit einem Spannungsverhältnis von 
Theorie und Praxis zu tun haben, das 
auch unser Verband immer wieder orga-
nisieren muss. Gemeinsame politische 
Organisation scha©t Handlungsfähigkeit 
und braucht dafür ein Maß an Einigung. 
Diese erreichen wir als Verband über 
gemeinsam abgestimmte Anträge, die 
immer Ergebnis eines Kompromisses 
sind.

Wenn sich der Kompromiss aber nur 
über Mehrheitsverhältnisse bestimmt, 
die einzelne Fraktionen in unserem 

Damit greift Koneffke das Problem 
noch einmal prinzipieller. Es geht 
nicht mehr nur darum, ob Protest 
oder Interessenpolitik wichtiger sind, 
sondern darum, wie eine Organisation 
bescha©en sein muss. Ermöglicht sie 
die Entwicklung subjektiver Mündig-
keit, ohne dabei in ihre Einzelteile zu 
zerfallen und damit die Verallgemeine-
rung und Absicherung des erkämpften 
Raums zu verlieren? Wenn nicht, ist sie 
anzupassen oder aufzugeben.

Damit wird die Debatte zwischen 
Gernot Kone²e und Heinz Westphal 
zum Zusammenhang von Bildungs-
arbeit, Organisation und konkreter 
Praxis theoretisch vermittelbar. Damit 
ist auch für unsere Gegenwart das 
Kriterium benannt, an dem wir orga-
nisatorische Formen messen sollten: 
Führt unsere Vereinheitlichung zur 
Sicherung und Neuerkämpfung von 
Räumen, Ressourcen und Möglich-
keiten und bietet sie gleichzeitig 
genügend Raum für Widerspruch und 
Veränderung?

Der Fehler liegt also dort, wo sich der 
Bildungsanspruch von den zu vermit-
telnden konkreten Interessen der jungen 
Menschen ablöst und dadurch mora-
lisch oder weltanschaulich über ihnen 
schwebt. Ein Beispiel: Wo Staatskritik 
dazu verkümmert, keine Auseinander-
setzungen oder Forderungen mehr an 
diesen Staat zu stellen, sich verbandlich 

          Heinz-Joachim Heydorn
Heinz-Joachim Heydorn (geb. 1916 in Altona/Elbe, verst. 1974 in Frankfurt am Main) war ein Vertreter der Kritischen 
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als ordentlicher Professor an die Universität Frankfurt am Main berufen wurde.

Von 1951 bis 1959 gehörte Heydorn dem Bundesvorstand der Sozialistischen Jugend Deutschlands – Die Falken an, ab 1955 
als stellvertretender Vorsitzender. Zusammen u. a. mit Lorenz Knorr, Gernot Kone²e, Karin Morgenstern und Kalli Prall 
war Heydorn Mitglied des wissenschaftlichen Beirates, der als beratendes Gremium des Bundesvorstandes 1954 seine Arbeit 
aufgenommen hatte. Auch nach Heydorns aktiver Zeit bei den Falken stand er regelmäßig für Referate und Semi-
nare zur Verfügung, z. B. auf einer Tagung der bayerischen Falken im März 1974 mit dem Thema „Zur historischen 
Entwicklung der Arbeiterjugendbewegung“. 

Heydorn engagierte sich in der Friedensbewegung und als bekennender Antifaschist in der internationalen Solidarität mit 
Spanien oder Vietnam sowie im Kampf gegen Kolonialismus. Als Mitbegründer des Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbundes (SDS) war er von 1946 bis 1947 ihr Vorsitzender und später Mitglied der „Sozialistischen Fördergesellschaft der 
Freunde, Förderer und ehemaligen Mitglieder des SDS“, weswegen er 1961 (Stichwort: Unvereinbarkeit) aus der SPD aus-
geschlossen wurde – so wie etwa sein Freund Wolfgang Abendroth. 

Die Falken, so schrieb Heinz Westphal in seinem Nachruf auf Heydorn in der „arbeiterjugend“ (1975), verloren mit ihm 
„den Freund und Helfer, den Anreger und Diskussionspartner über Grundsatzfragen des demokratischen Sozialismus und 
Probleme der internationalen Politik aus sozialistischer Sicht“. Er sei mitbestimmend gewesen v. a. in der Ablehnung der 
westdeutschen Wiederaufrüstung. Heydorn „war kein Konformist, er stand zu seinen Ansichten“, obgleich er „kein Radikaler
 im heute verwendeten Wortsinn gewesen sei“, vielmehr sei er „grundsatztreu“ gewesen und „leitete daraus seinen 
politischen Standpunkt ab, nüchtern, abwägend, Umstände und politische Mißstände berücksichtigend. Fairneß und die 
Achtung der Überzeugung anderer waren prägend für sein ganzes Wesen.“ Westphal betonte: „Es wäre gut, wenn Heinz-
Joachim Heydorn, der Mensch, Erzieher und Politiker, einen Platz als Vorbild in den Reihen der neuen Generation 
sozialistischer Jugend behalten würde.“

Heydorn war verheiratet mit Irmgard Hose (1916–2017), die seinen Nachlass 2002 an die Universitätsbibliothek Frankfurt 
am Main übergab (UBF, Na 9). Im Archiv 
der Arbeiterjugendbewegung �ndet sich nur eine Personenmappe zu Heinz-Joachim Heydorn, in der insbesondere 
Zeitungsartikel gesammelt sind; außerdem �ndet sich das Gros der Texte Heydorns in der Archivbibliothek. 

          Heinz-Joachim Heydorn
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Verband einnehmen, dann ist er nicht 
Ausdruck politischer Klärung und damit 
auch nicht Ausdruck eines gemein-
samen Klügerwerdens. Ich denke, das 
passiert in unseren verbandlichen 
Gremien zu häufig, und ich halte es 
auch für die zentrale Frusterfahrung, 
die zum Schreiben des oben genannten 
Thesenpapiers geführt hat.

Wo Bildung, Kritik und strategische 
Verständigung nur noch unter der 
Bedingung vorgängiger Übereinstim-
mung statt�nden, verliert der Verband 
gerade jene O©enheit, die seine sozia-
listische Pädagogik verlangt.

Der Bundesverband ist aus meiner 
Sicht kein vom Verband abgeho-
benes Zentrum, sondern der organi-
sierte Zusammenhang seiner Gliede-
rungen. Gerade deshalb ist es richtig, 
dass er der Ort ist, an dem politische 
K lär ung, verbindliche Entschei-
dung und gemeinsames Handeln 
zusammenkommen.

Deshalb ist es unbedingt zu begrüßen, 
dass sich die Genoss*innen des Thesen-
papiers überlegen, wie bundesver-
bandliche Debatten tiefer in die Glie-
derungen hinein organisiert werden 
können. Diese Frage sollten sich jeder 
Landes- und Bezirksverband sowie der 
Bundesverband kontinuierlich stellen. 
Dass wir hierfür bislang keine befrie-
digende gemeinsame Lösung gefunden 
haben, zeigt allerdings noch nicht, 
dass wir eine falsche Struktur haben. 
Es zeigt zunächst nur, wie tief das 
Problem reicht und dass seine Bear-
beitung praktische Beharrlichkeit und 
einen langen politischen Atem verlangt.

Ich halte institutionalisierte Parallel-
strukturen, wie sie die Genoss*innen 
aus dem Thesenpapier verlangen, für 
keinen guten Weg, um unsere Prob-
leme zu bearbeiten. Nicht, weil ich 
gegen kontroverse Debattenräume, 
Plattformen oder Foren als solche bin, 
sondern weil Fraktionen und dauer-
hafte Strukturen neben den o·ziellen 
verbandlichen Wegen die Kon¨ikte aus 
dem Verband herauslagern und Prob-
leme aus meiner Sicht eher verdoppeln.
Ich möchte einige dieser Verdopp-
lungen konkret benennen. Als Erstes 
bilden sie zwangsläu�g eigene Dyna-
miken, Identitäten und Logiken 
heraus, die sich dem bewusst gestal-
teten Kollektiv des Bundesverbandes 
entziehen, weil sie selbst in ihrer Insti-
tutionalisierung Einigung auf Basis 
von Kompromissen oder äußeren 
Feindbildern erzeugen müssen. Bei 
Letzteren halte ich es für wahr-
scheinlich, dass der politisch-freund-
schaftliche Umgang, den wir uns mit 
unserem Gruß versprechen, zwangs-
läufig darunter leiden muss. Reprä-
sentations- und Vermittlungsde�zite 
werden durch sie nicht überwunden, 
sondern in einen Nebenraum verlagert 
oder fragmentiert. Und das Wichtigste 
ist, dass die Debatte von der Verbind-
lichkeit getrennt wird, weil politische 
Klärung dort statt�ndet, wo sie nicht 
unmittelbar in gemeinsames Handeln 
übersetzt werden muss.

Die Schwäche der Gliederungen wird 
so nicht bearbeitet, sondern umgangen, 
und politische Verständigung wird 
aus genau dem Raum herausgezogen, 
in dem sie für den Gesamtverband 
praktisch folgenreich werden müsste. 
Damit bleiben Parallelstrukturen 
nicht bloß eine Reaktion auf organi-
satorische Schwäche. Sie können diese 
Schwäche auch reproduzieren, weil 
sie Zeit, politische Initiative, Personal 
und Verständigung aus genau den 
gemeinsamen Strukturen abziehen, in 
denen sie verbindlich wirksam werden 
müssten.
Dass solche Strukturen überhaupt 
attraktiv werden, verweist aller-
dings auf reale Def izite unserer 
gemeinsamen Formen. Diese Kritik 
tri©t zunächst einmal den Verband 
selbst, und das zu Recht. Wir müssen 
gemeinsam feststellen, ob die gemein-
samen Strukturen politisch blockiert 
sind oder ob es reale Ansatzpunkte 
gibt, sie zu ö©nen und zu verändern. 
Gerade mit dem Arbeitsprogramm 
unseres Leitantrags Socialist Realism, 
mit unserer o©enen Arbeitsweise und 
den noch immer teilweise unbesetzten, 
also praktisch besetzbaren Rollen 
und AGs, sind die De�zite nicht nur 
sichtbar, sondern bereits als gemein-
same politische Aufgabe benannt.

Angesichts dieser O©enheit ist nicht 
verständlich, wieso es einer institu-
tionellen Auslagerung von Debatte 
bedarf, anstatt diese Möglichkeiten 
praktisch zu nutzen und auszubauen. 
Die eigentliche Aufgabe besteht darin, 
die gemeinsamen Strukturen so zu 
verändern, dass diese Ausweichbe-
wegung politisch unnötig wird, weil 
Breitenarbeit, Kernarbeit und Funkti-
onär*innenentwicklung Hand in Hand 
gehen und sich gegenseitig befruchten.

Die Ressourcen des Bundesverbandes 
für inhaltliche Debatten, Verständi-
gung und Konzeptentwicklung sollten 
deshalb weiter gestärkt werden. Wenn 
ein Strategiepapier im Kontext des 
Bundesverbandes verhandelt wird, 
auf dem Rosa-und-Karl-Seminar Platz 
bekommt, in der AJ gedruckt wird und 
auch auf der Verbandswerkstatt disku-
tiert werden kann, dann zeigt das ja 
gerade, dass der Bundesverband diese 
O©enheit bietet.

Einigkeit in unserem Verband sollte 
aus meiner Sicht keine Vorausset-
zung, sondern eher das Ergebnis eines 
ernsthaften gemeinsamen Prozesses 
sein. Dort, wo dieser Prozess nicht 
gemeinsam geführt, sondern über 
vorhandene Mehrheiten abgekürzt 
wird, entsteht für einen Erziehungs- 
und Bildungsverband ein großes 
Problem. Denn politische Bildung lebt, 
wie ausführlich dargestellt, von Ergeb-
niso©enheit. Für die Entwicklung von 
Kritik, Strategie und politischer Orien-
tierung ist Dissens kein Störfaktor, 
sondern produktiv.

Deshalb sind kontroverse Diskus-
sionen, offene und an den Verband 
r ückgebu ndene For mate sow ie 

Begegnungen zwischen interessierten 
Genoss*innen und zwischen Landes- 
und Bezirksverbänden notwendig. 
Diese Auseinandersetzungen sind 
sicher manchmal anstrengend oder 
enttäuschend, und wir dürfen nicht 
aus dem Blick verlieren, dass solche 
Prozesse Ressourcen und Geduld 
brauchen. Am wichtigsten ist aber die 
Fähigkeit, Widersprüche als Teil der 
Realität auszuhalten und produktiv 
mit ihnen umzugehen, ohne sie 
vorschnell zu vereinfachen oder zu 
ignorieren.

Wenn es den Genoss*innen des 
Thesenpapiers aber nicht darum 
geht, Mehrheiten im Verband durch 
die Arbeit in Parallelstrukturen und 
gemeinsames strategisches Agieren 
zurück in den Verband zu verschieben, 
also Politik im Verband gegen Genoss-

*innen zu machen, sondern darum, 
den Dissens produktiv in gemein-
samer Auseinandersetzung, Vernet-
zung und Debatte zu bearbeiten, also 
um gemeinsames Klügerwerden durch 
Bildungsarbeit, dann verstehe ich die 
Notwendigkeit der Herstellung von 
Einigkeit im Vorfeld nicht.

Diese würde der Auseinandersetzung 
von Anfang an ihre O©enheit nehmen 
und sich in dieselbe Tradition stellen, 
die davon ausgeht, die objektive Wahr-
heit oder das objektive Interesse junger 
Menschen gefunden zu haben und nun 
nur noch die eigenen Genoss*innen 
oder junge Menschen durch Erziehung 
und Bildung dorthin führen zu müssen, 
ähnlich wie es Westphal gedacht hat. 
Damit verfehlen sie dann allerdings 
den Kern des Sozialismus und stellen 
sich in sozialdemokratische oder 
kommunistische Traditionen, die 
die Masse vor allem führen und nicht 
emanzipieren wollten.
Denn unsere verbandlichen politi-
schen und pädagogischen Prozesse 
sind gerade dadurch gekennzeichnet, 
dass ihr Resultat nicht vorab feststeht, 
sondern von der Selbstständigkeit 

Käthe Kollwitz, Losbruch: Wo Empörung und Wut zur 
gemeinsame Bewegung wird, beginnt Mündigkeit prak-
tisch zu werden. Freiheit ist hier nicht Ergebnis stiller 
Einsicht.    

Thesenpapiers aber nicht darum 
geht, Mehrheiten im Verband durch 
die Arbeit in Parallelstrukturen und 
gemeinsames strategisches Agieren 
zurück in den Verband zu verschieben, 
also Politik im Verband gegen Genoss-

*innen zu machen, sondern darum, 
den Dissens produktiv in gemein-
samer Auseinandersetzung, Vernet-
zung und Debatte zu bearbeiten, also 
um gemeinsames Klügerwerden durch 
Bildungsarbeit, dann verstehe ich die 
Notwendigkeit der Herstellung von 
Einigkeit im Vorfeld nicht.

Diese würde der Auseinandersetzung 
von Anfang an ihre O©enheit nehmen 
und sich in dieselbe Tradition stellen, 
die davon ausgeht, die objektive Wahr-
heit oder das objektive Interesse junger 
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der Einzelnen abhängt. Ihr eigentli-
cher Gewinn liegt deshalb darin, dass 
sie die Mündigkeit der Einzelnen 
erweitern. Politische Zuspitzungen 
können notwendig sein; wo sie aber 
ohne vorherige Auseinandersetzung 
entstehen, kippen sie leicht in bloße 
Machtpolitik.
Beides muss also zusammengehalten 
werden: Offenheit für Bildungs-
prozesse und Einigung für gemein-
sames Handeln. Genau darin liegt 
die Aufgabe unserer sozialistischen 
Organisation.

Die Spannung halten

Aus meiner Sicht prägt diese Ausei-
nandersetzung die Differenzen in 
unserem Verband bis heute. Es gibt 
Stimmen, die einen Verband stark 
machen wollen, der klarer nach außen 
auftritt, den Protest junger Menschen 
in den Vordergrund stellt und vor 
allem Bewusstseinsarbeit leisten will. 
Andere Stimmen stellen die prak-
tischen Erfolge für die Kinder und 
Jugendlichen unserer Klasse, kosten-
lose und kostengünstige Angebote, 
Räume, das Hauptamt und ähnliche 
Fragen in den Vordergrund. Ich sehe 
dabei selten noch eine Seite, die 
diese Spannung in einer Eindeutig-
keit au¨ösen will; meist werden eher 

unterschiedliche Pole stärker betont.
In Zeiten, in denen die Arbeiter*in-
nenbewegung am Boden liegt und 
ihre Überbleibsel Scherben bilden, 
die nicht mehr so recht ineinander-
passen wollen, halte ich es für uns als 
Verband für unabdingbar, diese Span-
nung in all ihrer Widersprüchlichkeit 
aufrechtzuerhalten. Die Frage, wer 
wie viel vom verbandlichen Ziel verrät, 
wer wie viel Verantwortung trägt und 
wo die Grenze zwischen notwendiger 
Vermittlung und politischer Preisgabe 
verläuft, scheint mir die Frage zu sein, 
an der wir uns streiten.

Entscheidend ist deshalb nicht, diese 
Spannung theoretisch oder organisa-
torisch zu beseitigen, sondern sie orga-
nisatorisch so zu vermitteln, dass sie 
produktiv werden kann. Dazu müssen 
die Orte der Bildung, der Debatte und 
des Handelns ineinandergreifen, statt 
sich dauerhaft institutionell vonei-
nander abzuspalten. Wir müssen 
deshalb auch auf das Ende des 19. Jahr-
hunderts schauen, auf die Zeit, in der 
die Arbeiter*innenbewegung entstand. 
Denn wir brauchen dringend wieder 
eine solche Bewegung, damit sich die 
Kräfteverhältnisse vielleicht eines 
Tages anders stellen.

Bis dahin sollten wir Erziehung und 
Bildung aber nicht alleine als unsere 
nach außen gerichteten Praxis miss-
verstehen. Die politische Frage kann 
nicht auf später verschoben werden. 
Mü nd igkeit hei ßt gerade, dass 
Subjekte schon jetzt in politisches 
Handeln eintreten. Wenn man dabei 
einen Akzent setzen muss, dann auf 
der objektiven Mündigkeit. Nicht, 
weil Bildung oder subjektive Mündig-
keit zweitrangig wären, sondern weil 
freie Bildung nicht im luftleeren Raum 
statt�ndet. Sie braucht Verhältnisse, 
in denen Menschen tatsächlich über 
ihre gemeinsamen Angelegenheiten 
verfügen können. Oder um es mit 
Wilhelm Liebknecht aus einer Festrede 
des Dresdner Bildungsvereins von 1872 
zu sagen:

„Durch Bildung zur Freiheit!“
Das ist die falsche Losung, die 
Losung der falschen Freunde. 

Wir antworten: 
„Durch Freiheit zur Bildung!“

Jonathan Schweizer
LV Thüringen
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Durch organisierte Verweigerung 
zwang die Plebs den Senat, sie als 
politisches Gegenüber anzuerkennen.

Gustave Courbet, Die Steineklopfer: Freiheit bleibt abstrakt, 
solange Menschen über die Bedingungen ihrer Arbeit und 
ihres Lebens nicht verfügen. Irgendwann muss der Stein 
zerschlagen werden.
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WARUM DIE 
ARBEITER*INNEN-
KLASSE MIT KI NUR 
VERLIEREN KANN

WARUM DIE GRUPPENSTUNDE

Künstliche Intelligenz (KI) ist in aller Munde. Selbst KI-Kri-
tiker*innen gehen mittlerweile davon aus, dass es nicht nur 
ein vorübergehender Trend (oder KI-Sommer) ist, sondern 
wir uns darauf einstellen müssen, dass diese Technologie 
bleibt - unsere Leben, unsere Arbeit und GesellsIchaft grund-
sätzlich verändern wird - und nicht, wie geho©t, die KI-Blase 
platzt und die Technologie in einer kleinen Schmuddelecke 
für Scammer verschwindet, so wie es etwa Blockchain, Kryp-
towährungen und Quantencomputern ergangen ist. Auch die 
materiellen Auswirkungen sind schon jetzt deutlich zu spüren: 
Laptoppreise steigen an, Energiekosten steigen und auf dem 
Arbeitsmarkt konkurrieren Arbeitssuchende mit KIs. Sich 
auf eine Welt mit KI einzustellen bedeutet aber nicht vor der 
Technologie zu resignieren, sie als selbstverständlichen Teil 
von gesellschaftlichem Fortschritt zu verstehen, sondern auf 
neue Bedingungen im Kampf für die befreite Gesellschaft zu 
reagieren.

Wenn wir von KI sprechen, meinen wir keine konkrete Techno-
logie, nicht ein bestimmtes Programm. Der Begri© Künstliche 
Intelligenz wurde 1955 von John McCarthy, einem US-ame-
rikanischen Mathematiker und Informatiker, erfunden, um 
seinen Förderantrag besser klingen zu lassen. Bis heute ist er 
in erster Linie ein Marketingbegri©. Schon in den 1960er, 70er 
und später in den 2010er Jahren war man sich sicher, mit Hilfe 
des ersten Chatbots wie ELIZA, oder Expertensystemen (sog. 
symbolic AI) und neuronalen Netzen eine sog. Schlüsseltech-
nologie gefunden zu haben. Der aktuelle Hype geht vor allem 
auf die technische Ermöglichung von Deep Learning zurück. 
Bei diesem Verfahren müssen im Vergleich zu anderen sog. 
Machine-Learning-Verfahren nur wenige Vorannahmen über 
den Prozess getro©en werden, der das Ergebnis produziert.

Stattdessen ergibt sich dieser Prozess statistisch aus den Daten, 
mit denen das Modell trainiert wird. Gute Ergebnisse lassen 
sich nur erzielen, wenn die Modelle eine gewisse (riesige) 
Größe erreichen. Daran lassen sich die materiellen Bedin-
gungen für das was wir hier KI nennen ablesen: Riesige Daten-
mengen und ausreichend Rechenkapazität. Die Mengenver-
hältnisse sind hier unvorstellbar groß: Um ein Large Language 
Model (LLM) wie ChatGPT zu trainieren, musste nahezu das 

gesamte Internet und ein guter Teil der jemals geschriebenen 
Bücher zum Einsatz kommen. Diese Daten kann nicht jeder 
Computer verarbeiten, ganz im Gegenteil: Die Maschinen, die 
zur Produktion von KI nötig sind, sind in der Hand weniger 
Tech-Unternehmen. Microsoft, Google, Amazon, Meta 
oder Alibaba kontrollieren weltweit einzigartige Mengen 
an Rechenkapazität. Um zu verdeutlichen, wie groß die 
Mengen sind, von denen wir hier sprechen – die Kapazitäten 
sind deutlich größer, als was jeder Staat mit eigenen Mitteln 
betreibt. Stattdessen mieten Staaten wie die USA oder auch 
Deutschland Serverkapazitäten bei diesen Konzernen. Daran 
ändert auch die Initiative „GENAI4EU“ der Europäischen 
Kommission nur wenig, diese unterstützt europäische KI-Pro-
jekte mit Fördergeldern. Alle großen KI-Modelle werden auf 
ihrer Infrastruktur trainiert. Praktisch jedes KI-Projekt mietet 
ihre Produktionsmittel. Zusätzlich kontrollieren diese Unter-
nehmen auch noch einen entscheidenden Teil der weltweiten 
Datenströme. Google etwa betreibt die E-Mail-Konten von 
einem Drittel der Top 10000 Webseiten, Microsoft ca. 15 % 
weitere Prozent. Ein weiteres Beispiel ist Googles Tool zur 
Analyse von Webseitenbesucher*innen Google Analytics: Es 
wird von fast der Hälfte aller Webseiten verwendet.

Künstliche Intelligenz ist plötzlich überall. Komisch, denn wer hat eigentlich danach gefragt? Was 
manchen nützlich erscheint, ist eine echte Bedrohung, nicht nur für das Lernen in der Schule und 
den (zukünftigen) Arbeitsplatz, sondern auch für die bessere Welt von der wir träumen. Grund 
genug aus sozialistischer Perspektive genauer hinzuschauen — und Widerstand zu leisten! 

Deswegen setzt sich diese Gruppenstunde genauer mit dem Thema "Künstliche Intelligenz" 
auseinander und versucht die gesellschaftlichen Auswirkungen abseits des Hypes zu verstehen.

United Nations University Institute for Water, 
Environment and Health (UNU-INWEH)Rechenzentren verbrauchen 

große Mengen an Strom



Sich von diesen Tech-Konzernen unabhängig zu machen 
und eigene KI-Modelle zu trainieren, ist auf dem Niveau von 
modernen LLMs nicht möglich. Möglich in kleinerem Stil ist 
nur das Weitertrainieren bereits bestehender Modelle sog.
Foundation Modelle, das im Marketingsprech auch  Fine-
Tuning genannt wird und den überwiegenden Teil der 
vermeintlichen Diversität der KI-Modelle ausmacht.
Bits und Bytes existieren schlussendlich als elektrische Signale 
auf Chips und Festplatten. Mittlerweile stößt die Produktion 
für KI-fähige Chips an die Grenzen der weltweiten Chip-Pro-
duktionskapazität. Teils bedingt durch knappe Energie- und 
Rohsto©ressourcen, teils weil der Prozess der Microchipher-
stellung extrem aufwendig zu skalieren ist und an den Grenzen 
der Physik agiert. Microchips sind eine hochentwickelte Tech-
nologie , die Präzision im Nanometerbereich erfordert. Das ist 
kleiner als die Wellenlänge von sichtbarem Licht. Es gibt nur 
eine einzige Firma auf der Welt, ASML, die Maschinen mit 
Spezialoptiken baut, die so präzise arbeiten können.

Der Energieverbrauch der Branche ist riesig. OpenAI plant 
etwa neue Rechenzentren mit einem Energiebedarf von 7 
Gigawatt. Das ist mehr als die kombinierte Höchstleistung 
der drei größten Kohlekraftwerke in Deutschland. Auf das Jahr 
gerechnet ist das mehr als der gesamte (Primär-)Energiever-
baruch von Berlin. Und auch andere Tech-Konzerne planen 
in ähnlichen Größenordnungen. Der Energieverbrauch durch 
KI-Training in den weltweiten Rechenzentren wird für 2026 
auf 401 Terawattstunden geschätzt, also 10% des gesamten 
Primärenergiebedarfs in Deutschland, der auch Energie für 
Heizen oder Autofahren erfasst. Neben dem Energieverbrauch 
sind aber auch riesige Mengen an Rohsto©en  wie Seltene 

Erden oder Wasser nötig, die kaum verfügbar und für viele 
weitere Anwendungen wichtig sind, insbesondere in der ökolo-
gischen Transformation der Industrie. Die Antwort der KI-Ka-
pitalisten auf diese Ressourcenfragen ist nur das Versprechen, 
dass KI diese Probleme erstens von alleine lösen wird, und 
zweitens, dass die Modelle bald viel e·zienter funktionieren 
werden. Letzteres E·zienzversprechen ist aber völlig unre-
alistisch und fußt nicht zuletzt auf dem mit „Moore’s law“ 
zum Naturgesetz erklärten Fortschrittsversprechen. Moore’s 
Law ist eigentlich die Beobachtung, dass sich die Anzahl der 
Transistoren pro Fläche etwa alle zwei Jahre verdoppelt. Aus 
dieser Beobachtung wird häu�g gefolgert, es wäre quasi eine 
Art natürlicher Vorgang, dass sich die Rechenleistung der zur 
Verfügung stehenden Computer alle zwei Jahre verdoppeln 
würde. Das ist aber völlig absurd, denn eigentlich beobachten 
wir, wie menschliche Ingenieur*innen die E·zienz im ebenso 
künstlichen Konkurrenzkampf immer weiter verbessern und 
dabei den tatsächlich physikalischen Grenzen der E·zienz 
immer näher kommen. 

KI benötigt also exponentiell zunehmende Mengen an Energie 
und andere Ressourcen, aber wie wird dieser Aufwand 
gerechtfertigt? Das Versprechen ist, dass wir uns mithilfe 
dieser Wundertechnologie aller nervigen Aufgaben, Prob-
leme und existenziellen Herausforderungen der Menschheit 
entledigen könnten. Das für den aktuellen Erfolg von als KI 
vermarkteten Systemen absolut zentrale Versprechen lautet: 
KI könne langsame Prozesse automatisieren und die Produk-
tivität der Arbeiter*innen erhöhen. Mithilfe von KI könnten 
Arbeiter*innen in der gleichen Zeit mehr Dienstleistungen 
erbringen oder Güter produzieren. KI könne Arbeitskräfte 

Mitglieder von WGA (Writers Guild of America) und SAG-AFTRA (Screen Actors Guild–American 
Federation of Television and Radio Artists)  demonstrieren für eine Lohnerhöhung und Sicherung von Arbeitsplätzen für 
Drehbuchautor*innen und Schauspieler*innen angesichts der Fortschritte in der KI-Technologie, Juni 2023

Bild: United Food and Commercial Workers International Union (UFCW), CC BY 2.0



ersetzen oder sogar die menschliche Arbeit überflüssig 
machen. In sogenannten Dark Factorys - weil es keine 
Menschen braucht, könne man sogar das Licht aus machen 

- wird aktuell schon erprobt, wie Roboter und Maschinen den 
Menschen im Produktionsprozess komplett ersetzen sollen. 
Nicht mehr arbeiten oder weniger arbeiten müssen, und eine 
Maschine die Arbeit machen lassen, klingt erstmal gut. Im 
Kapitalismus bedeutet das aber, dass Menschen ihren Job 
verlieren und ohne Geld nicht mehr an der Gesellschaft teil-
haben können. Außerdem ist die Vorstellung einer komplett 
ohne menschlichen Einfluss arbeitenden Fabrik falsch. 
Roboter brauchen immer wieder menschliche Hilfe, wenn 
etwas kaputt geht oder gewartet werden muss.

Für die Arbeiter*innen hat das jedoch gravierende Folgen. 
Die gesamte Kreativbranche steht beispielsweise vor einem 
massiven Verlust von Arbeitsplätzen, vor allem Illustra-
tor*innen, Übersetzer*innen und Autor*innen. Nicht, weil 
ein Haufen Zahlen bessere oder zumindest gleich gute Arbeit 
liefert wie sie, sondern einfach weil eine KI es schneller und 
billiger kann. Genau wie schon bei anderen Automatiserungs-
prozessen, zum Beispiel bei der Textilproduktion zu Beginn 
der Industrialisierung, wird bewusst auf Qualität und Einzig-
artigkeit verzichtet und nur noch Ware produziert, die gerade 
so den Anschein eines Gebrauchswertes hat.
Jede*r, der*die statt IKEA-Möbeln mal ein von Hand geti-
schlertes Möbelstück benutzt hat, kennt diesen Unterschied. 
Selbst diese mindere Qualität kann nicht ohne menschliches 
Einwirken aus statistischen Modellen hervorgehen. Large-Lan-
guage-Modelle erzeugen auf die gleiche oder ähnliche Anfrage 
hin, nicht das gleiche Resultat, sie liefern kein deterministi-
sches Ergebnis. Damit ihre Ergebnisse mit höherer Wahr-
scheinlichkeit gut sind, müssen die Modellparameter richtig 
eingestellt werden. Dieser Vorgang wird vermenschlichend 

„Training“ genannt. Dabei ist der Knackpunkt die Frage, wie 
denn eigentlich ein gutes Ergebnis aussieht. Für diese Beur-
teilung sind zwangsläu�g immer Menschen nötig.
Da aus einem einfachen Algorithmus, der sagt, wie ein gutes 
Ergebnis aussieht, sich ein Algorithmus zur Erzeugung guter 
Ergebnisse ableiten lassen könnte.

Eine ungeheure Menge menschlicher Arbeit ¨ießt in die Erzeu-
gung solcher Qualitätskontrollen. Einen Teil dieser Arbeit 
leisten wir alle unfreiwilligerweise. Ganz o©ensichtlich ist, 
dass beim Ausfüllen von reCaptchas - bei denen wir beim 
Login auf Webseiten angeblich beweisen, dass wir ein Mensch 
sind und Datensätze erzeugen, in denen alle Busse, Ampeln 
oder Wörter richtig markiert sind - die Google kostenlos im 
ganzen Internet verteilt, um menschlichen Input für ihre Trai-
ningsdatensätze zu ernten. Aber auch subtiler werden diese 
Daten durch uns erzeugt. Die absolut alltägliche Überwachung 
all unserer Interaktionen wird genutzt, um unser Verhalten 
zu messen und als besonderes wertvolle, menschliche Daten 
verwerten zu können. Youtube zum Beispiel nutzt unser Klick- 
und Schauverhalten, um vorherzusagen wie erfolgreich Videos 
Werbung verbreiten könnten. Per�derweise �ndet diese Über-
wachung auch und gerade dort statt, wo Arbeitplätze durch 
statistische Modelle ersetzt werden sollen. Denn die Über-
wachung dient nicht nur der Kontrolle der Arbeiter*innen, sie 
liefert auch Trainingsdaten für die Erstellung von Modellen, 
welche die menschliche Arbeit nachahmen sollen. Arbei-
ter*innen werden so gezwungen an ihrer eigenen Abscha©ung 
mitzuwirken. So hat das Twitter Abuse Team unerwünschte 

Inhalte markiert und so den Datensatz erstellt, mit dem eine KI 
trainiert wurde, die dann ihre Arbeit übernehmen kann. Ein 
signi�kanter Teil der nötigen Qualitätskontrolle �ndet in der 
neokolonialen Peripherie statt, d.h. in Ländern und Regionen 
außerhalb der westlichen Industrienationen, in denen mensch-
liche Arbeitskraft besonders billig ist. Die Arbeitsbedingungen 
dort sind unmenschlich. Zu den Aufgaben gehört beispiels-
weise die Bereinigung der Datensätze von Grausamkeiten, 
Hass und allem, was ein KI-Modell besser nicht erzeugen 
sollte. Arbeiter*innen sehen täglich Kinderpornogra�e, Krieg, 
Vergewaltigung und andere brutale Gewalt und annotieren die 
Daten, sodass die Modelle lernen, welche Anfragen, Bilder oder 
Ergebnisse sie nicht bearbeiten oder produzieren sollen. Eine 
Arbeit, die psychisch kaum auszuhalten ist. Ein nur einmal 
trainiertes Modell wird schnell unbrauchbar, da es die verän-
derte Welt nicht mehr abbilden kann. Ein LLM kann etwa keine 
Antworten zu aktuellen Entwicklungen liefern, weil diese nicht 
in den Trainingsdaten vorhanden sind. Deswegen müssen 
Modelle kontinuierlich trainiert werden, mit entsprechend 
nötiger menschlicher Arbeit und Ressourcenaufwand.

Anstelle von Facharbeiter*innen in allen Bereichen (wie 
zum Beispiel: Medizin, IT, Logistik, der Sozialen Arbeit oder 
Buchhaltung) werden KI-Modelle eingesetzt, um die Arbeit 

- oder Teile davon - zu automatisieren. Da die Ergebnisse 
durch Menschen beurteilt oder auch nur kontrolliert werden 
müssen, braucht es Menschen mit Expertise. Die arbeitslosen 

„Luddites against AI“ – „Ludditen gegen KI“ 
Die Ludditen (oder Maschinenstürmer) waren 
englische Textilarbeiter*innen, die Anfang 19. Jhd. die 
ersten Fabriken stürmten und Maschinen zerstörten, 
weil sie erkannten dass sie eine neue Form der Herrschaft 
ermöglichen würden.

Bild: Lorenz Sieben



Facharbeiter*innen werden so in die Rolle der Qualitätskon-
trolle gedrängt. Das führt zu einer Arbeitsverdichtung, d.h. 
eine Arbeiter*in muss viel mehr Produkte gleichzeitig prüfen. 
Dadurch ändert sich auch die Rolle der Arbeiter*innen, sie 
sind nicht mehr die Expert*innen, die wissen, wie ein Produkt 
erzeugt werden muss, sondern sie werden zu leicht ersetzbaren 
Qualitätskontrolleur*innen. Was hier passiert ist also ein 
(bewusst herbeigeführter) Machtverlust der Arbeiter*innen im 
Betrieb, denn KI wird zur ultimativen Streikbrecherin gemacht. 
Das schlägt sich nicht zuletzt in den schlechten Löhnen nieder, 
die damit begründet werden, dass das KI-Modell ja die eigent-
liche Arbeit mache. Den kontrollierenden Arbeiter*innen 
wird aber dennoch die gesamte Verantwortung für die Fehler 
der Modelle übertragen. Ein Fehler der Ergebniserzeugung 
erscheint dann wie ein Fehler der Kontrolle und die Modell-
entwickler*innen sind aus dem Schneider. Arbeiter*innen 
verlieren auch die Fähigkeiten und das Wissen, das nötig ist, 
um das Ergebnis ohne KI-Modelle zu erzeugen.

Vielleicht ist euch das in der Schule, Uni oder Ausbildung auch 
schon aufgefallen: Natürlich ist es leichter, eine Aufgabe in ein 
Sprachmodell einzugeben und die Antwort zu kopieren. Aber 
diese Abkürzung prägt sich in unsere Köpfe und wir verlieren 
die Fähigkeit, Dingen selbst auf den Grund zu gehen und sie 
bis zur Wurzel zu verfolgen. Selbst für diejenigen, die dabei 
nicht mitmachen und die Aufgaben selbstständig lösen wollen 
ist das fatal. Denn Lehrende reagieren, machen die Aufgaben 
schwerer oder aufwendiger, sodass sie ohne AI-Nuzung nicht 
mehr zu scha©en sind. Weil zunehmend die Aufgaben mit 
Sprachmodellen „diskutiert“ werden, statt untereinander, ist 
das aber auch noch viel schwerer zu bemerken: KI individuali-
siert Lernen und Arbeit und vernichtet Räume, in denen Solida-
rität entstehen kann. Wie etwa eine Schulklasse, die kollektiv 
keine Hausaufgaben macht, weil es zu viel war.

Wir Falken müssen dem etwas entgegensetzen: Wir müssen 
diese Räume scha©en, die uns aus der Vereinzelung heben und 
in denen wir uns als Menschen gegenseitig erfahren können. 
Mehr denn je müssen wir lernen, Reibung auszuhalten und 
nicht die nächstbeste Abkürzung zu nehmen, die uns in die 
o©enen Arme der Faschisten treibt. Mehr denn je müssen 
wir einander herausfordern, Dinge verstehen zu wollen und 
neugierig zu bleiben. Es ist auch wichtig, dass wir uns gegen-
seitig beibringen, was wir durch die KI nicht mehr lernen. 
Denn nur so behalten wir die Fähigkeit unsere Umwelt und 
Gesellschaft selbst zu gestalten und sie nicht nur dem statis-
tischen Durchschnitt entsprechend einzurichten.

KI, wie wir sie jetzt sehen, führt nicht zum Sozialismus. 
Sondern im Gegenteil verschärft KI die Bedingungen, unter 
denen wir kämpfen: Sie macht uns dümmer, vereinzelt uns 
stärker, erschwert kollektive Organisierung und Streiks und 
nimmt uns die Fähigkeit selbst zu gestalten. Und beson-
ders schlimm: Mit den Ressourcen, die KI verbraucht wird 
zunehmend die Möglichkeit auf ein gutes Leben auf diesem 
Planeten vernichtet. Als in Zahlen gegossener Status Quo ist 
es KI strukturell unmöglich über die aktuellen Verhältnisse 
hinaus zu weisen. Deswegen sollten wir KI keine Macht über 
unsere Leben geben und uns statt der künstlichen den anderen 
menschlichen Intelligenzen um uns herum zuwenden. Denn 
nur mit ihnen können wir für eine bessere Welt kämpfen.

Ildikó Jahn
KV Leipzig

Lorenz Sieben
KV Halle

tante: Against Tech-Fascism
media.ccc.de/v/gpn23-284-against-tech-fascism
Vortrag auf der gpn2023 – Beste Einführung in die Zusammenhänge 
von KI, Kapitalismus und Faschismus. (deutsch)

Dan McQuillan (2022): Resisting AI. An Anti-fascist Approach to 
Arti®cial Intelligence. 
Sehr gute Erklärung von KI und wie sie strukturell Faschismus 
reproduziert. (Englisch)

Rainer Mühlho¦ (2025): Künstliche Intelligenz und der neue Faschismus
Büchlein über den Zusammenhang der Ideologien, die hinter den Tech-Milliar-
dären in den USA stehen und ihre Ideen ideell unterstützen. Erklärt im ersten Teil 
auch ganz gut, wie KI funktioniert, bleibt im Kern aber eine bürgerliche Kritik.

Kate Crawford (2024): Atlas der KI. Die materielle Wahrheit hinter den 
neuen Datenimperien.
Sie geht auf die materiellen Bedingungen für den Au¾au der Rechenzentren 
der KI-Unternehmen ein und beschreibt, welche Folgen der KI-Hype für den 
Abbau von Rohsto©en und Ökosysteme hat.

Shoshana Zubo¦ (2018): Das Zeitalter des Überwachungskapitalismus. 
Entwirft eine Theorie, wie Überwachung im Kapitalismus eingesetzt wird, um 
daraus verkauªbare Verhaltensänderungen zu generieren. Bleibt am Ende aber 
eine bürgerliche Kritik, die nicht die gesamte kapitalistische Dynamik in den 
Blick nimmt.

Texte vom Distributed AI Research Institute: dair-institute.org

Re�ektionsfragen:
Setzt ihr oder eure Freunde KI in der Schule ein? 
Was macht das mit euch?

Welche Dinge wollt ihr gerne wissen oder können, lernt sie in der Schule aber nicht richtig? 
Wie können wir uns zusammentun, um diese Dinge zu lernen?

Warum ist es nicht gut, wenn im Kapitalismus alle Jobs wegautomatisiert werden. Und geht das überhaupt?

Macht eine Liste von Dingen, für die ihr KI einsetzt. Fragt euch zu jedem Punkt:
• Könntet ihr es auch ohne KI lösen?
• Warum löst ihr diese Aufgabe nicht ohne KI, liegt es an euch oder an äußeren Ein¿üssen?
• Auf welche Weise könnte die Lösung durch KI beein¿usst werden?

Literatur und Quellen



Der Artikel „Wer den Kapitalismus über-
winden will, muss auch die Sozialdemo-
kratie verändern“ aus der ersten Ausgabe 
der AJ 2026 vertritt die These, dass eine 
innerparteiliche Auseinandersetzung in 
der SPD notwendig sei, um gesellschaft-
liche Veränderungen, mit dem Ziel den 
Kapitalismus zu überwinden, herbeizu-
führen. Gerade die im Text vorgebrachten 
Beispiele legen jedoch das Gegenteil nahe. 
Sie zeigen nicht die Möglichkeit, sondern 
die strukturellen Grenzen und wieder-
holten Niederlagen dieses Ansatzes.

Im Artikel wird die Position vertreten, 
dass die Sozialdemokratie historisch von 
neoliberalen Positionen vereinnahmt 
worden sei und daher von innen heraus 
verändert werden müsse. Als Beispiele für 
diese Veränderung werden verschiedene 
Initiativen und innerparteiliche Kämpfe 
angesprochen, wie z.B. BAföG für alle oder 
den Antrag gegen das NATO 5%-Ziel. Die 
Nennung dieser Beispiele soll zeigen, dass 
es möglich und notwendig sei, innerhalb 
der SPD reformistische Positionen zu 
stärken und langfristig durch Reformen 

„linke“ Au©assungen und Positionen mehr-
heitsfähig zu machen.

Bei genauer Betrachtung sprechen die 
angeführten Beispiele jedoch gegen die 
These des Artikels. In keinem der Fälle 
konnte sich die vertretene Position tatsäch-
lich durchsetzen. Stattdessen zeigen sie 
ein wiederkehrendes Muster: „Linke“ 
Minderheiten stoßen auf stabile, in den 
Parteistrukturen verankerte, Mehrheiten 

- etwa in Gremien, regierungsorientierten 
Netzwerken und Koalitionszwängen, die 

„radikale“ Reformen strukturell begrenzen. 
Dass etwa ein Antrag nur von einem Teil 
der Delegierten unterstützt wird oder poli-
tische Entscheidungen trotz Widerstand 
getro©en werden, verweist keinesfalls auf 
wachsende Handlungsfähigkeit, sondern 
auf begrenzte Fähigkeit, eigene politische 
Positionen tatsächlich durchzusetzen. Die 
Beispiele, wie der Verkauf des Hamburger 
Hafens, trotz Protest, das Kürzen bei Sozi-
alleistungen und Jugendförderung, trotz 
Protest, dokumentieren somit weniger 
Fortschritt, als vielmehr die Wiederholung 
der sozialdemokratischen Regierungsver-
antwortung. Selbst dort, wo innerpartei-
lich Widerstand gegen Kürzungen, Privati-
sierungen oder Militarisierung artikuliert 
wird, setzen sich regelmäßig jene Positi-
onen durch, die aus Regierungsverantwor-
tung, Standortpolitik und Kompromissfä-
higkeit begründet werden. Der Verweis auf 
Sachzwänge markiert damit den Rahmen 
des politisch Durchsetzbaren.

Hinzu kommt, dass die Argumentation 
des Artikels zentrale Schwächen aufweist. 
So wird wiederholt angenommen, dass 
eine Veränderung von Mehrheiten 
primär durch Aufklärung und Engage-
ment erreicht werden kann. Dabei wird 
jedoch ausgeblendet, dass politische 
Entscheidungen innerhalb einer Partei 
nicht allein vom Gutdünken der eigenen 
Mitglieder*innen abhängen. Zwar formen 

Mitglieder*innen durch ihre Positionen 
innerparteiliche Mehrheiten, diese 
entstehen aber innerhalb einer Parteis-
truktur, die durch Regierungsorientierung, 
Koalitionszwänge, Parlament und Karri-
ereanreize systematisch moderat-regie-
rungsfähige Positionen bevorzugt.

Am Beispiel des „BAföG für alle“ zeigt 
sich diese Verkürzung auf eine rein ideelle 
Ebene besonders deutlich: Der Artikel 
suggeriert, dass dadurch die Leistungs-
ideologie überwunden werden könne. 
Dabei sind Konkurrenz und Leistungs-
druck grundlegende Bestandteile des 
Kapitalismus und werden durch solche 
Reformen nicht aufgehoben. Im Gegenteil. 
BAföG bleibt an Ausbildung und Quali�-
kation gekoppelt und stabilisiert damit 
gerade jene Leistungsideologie, die man 
mit BAföG für alle abzuscha©en versucht.

Die Aussage, „es braucht jemanden, der 
vorangeht“, reduziert ein strukturelles 
Problem auf individuelles Engage-
ment, als ließe es sich durch ausreichend 
Tatendrang lösen. Damit wird die Rolle 
von Sachzwängen und Mehrheiten inner-
halb der Partei ausgeblendet.

Zudem wird die Tatsache, dass einzelne 
Initiativen überhaupt Aufmerksamkeit 
erzeugen, bereits als Erfolg gewertet. 
Politische Wirksamkeit bemisst sich zwar 
an materiellen Verbesserungen. Dass 
sozialdemokratische Politik innerhalb 
kapitalistischer Verhältnisse begrenzte 
Reformen durchsetzen kann, ist daher 
kein Gegenargument, sondern Ausdruck 
ihrer Funktion. Reformfähigkeit ist nicht 
mit Systemüberwindung gleichzusetzen. 
Vielmehr dienen solche Reformen gerade 
dazu, soziale Widersprüche abzufedern 
und den Kapitalismus zu stabilisieren. An 
dieser Stelle soll kein Argument gegen 
den Kampf für materielle Verbesserungen 
gemacht werden, sondern nur gegen die 
Annahme, daraus folge die Überwindung 
des Kapitalismus.

Weiter im Text: Stellenweise wird eine 
analytische Bewertung durch normative 
Aussagen ersetzt, etwa wenn Kapitalismus 
als „menschenunwürdig“ bezeichnet wird 
oder wenn behauptet wird, dass bereits 
die Erkenntnis eine Befreiung sei, da sie 
Handlungsfähigkeit scha©en würde. Dass 
die bloße Einsicht bereits zu realer Hand-
lungsfähigkeit führen soll, ist an sich 
aber nicht nachweisbar, eher muss das 
Gegenteil angenommen werden: Nicht die 
Erkenntnis fehlt, sondern die Möglichkeit, 
sie in den Parteistrukturen in Macht zu 
übersetzen. Der Wunsch nach Verände-
rung wird mit der tatsächlichen Möglich-
keit ihrer Umsetzung gleichgesetzt. Hier 
werden Niederlagen positiv umgedeutet, 
von einem negativen Ergebnis zu einem 

„wir haben es wenigstens versucht“. Aus 
dieser Erfahrung wiederholter Nieder-
lagen wird damit nicht eine Analyse 
ihrer Ursachen entwickelt, sondern ange-
nommen, dass sich diese Verhältnisse in 
der Partei durch fortgesetztes Engagement 

dennoch überwinden lassen, ohne zu 
klären, worin diese Möglichkeit konkret 
bestehen soll.

Die angeführten Beispiele, die für eine 
progressive Veränderung der SPD stehen 
sollen, legen daher eine gegenteilige 
Schlussfolgerung nahe. Der Versuch, 
grundlegende politische Veränderungen 
innerhalb der SPD herbeizuführen, ist 
strukturell begrenzt. Selbst veränderte 
Mehrheiten, hin zu einer Mehrheit von 
Sozialist*innen, würden daran wenig 
ändern, da die SPD als parlamentarische 
Partei den genannten Sachzwängen, wie 
Standortkonkurrenz und Regierungsver-
antwortung, unterliegt. Innerparteiliche 
sozialistische Opposition, die es sich zur 
Aufgabe macht, wahrlich mit den beste-
henden Verhältnissen aufzuräumen, stößt 
dabei immer an diese Grenzen, die eben 
nicht nur durch veränderte Mehrheiten 
aufgehoben werden können. Historisch 
wurde dieser Kampf doch etliche Male 
unternommen. Der wiederholte Einsatz 
von Ressourcen und politischer Energie 
in solchen Kämpfen führt daher nicht zu 
einer Stärkung reformistischer Politik, 
sondern bindet Kräfte in einem wirkungs-
losen Rahmen und verbrennt potenziell 
kluge Genoss*innen.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass der Artikel seine eigene These unbe-
absichtigt widerlegt. Darüber hinaus stellt 
sich grundsätzlich die Frage, ob der Kapi-
talismus überhaupt durch eine Abfolge 
von Reformen überwunden werden 
kann. Der Artikel setzt implizit voraus, 
dass schrittweise Veränderungen inner-
halb bestehender Institutionen letztlich 
zu einer Systemüberwindung führen 
könnten. Diese Annahme bleibt jedoch 
unbegründet. Vielmehr spricht die histori-
sche Erfahrung doch dafür, dass Reformen 
innerhalb kapitalistischer Strukturen nicht 
zu ihrer Überwindung führen, sondern 
lediglich die Wandlungsfähigkeit des 
Kapitalismus und damit die Notwendig-
keit eines radikalen Bruchs mit diesem 
System unter Beweis stellen.

Lucas Kliwer
UB Heidelberg

Worst Practice
Replik auf „Wer den Kapitalismus überwinden will, muss auch die Sozialdemokratie 
überwinden“ aus der Ausgabe 1-26 Reform und Revolution

Spartakusaufstand 1919: von der SPD mit reaktionärer 
Freikorps Unterstützung blutig niedergeschlagen

Bild: Unbekannte*r Fotograf*in
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Sexualpädagogik und PSG-Arbeit
Sexualität ist ein zentraler Bestandteil 
menschlicher Entwicklung – sie geht 
weit über reine Fortp¨anzung hinaus 
und umfasst Fragen von Lust, Identität 
und Beziehung und trägt zugleich ein 
emanzipatorisches Potenzial in sich, das 
vor allem in der Möglichkeit zur Selbst-
bestimmung liegt darin, den eigenen 
Körper zu verstehen, eigene Bedürf-
nisse und Grenzen wahrzunehmen und 
Beziehungen bewusst und selbstbe-
stimmt zu gestalten. Für einen Jugend-
verband, der sich kein geringeres Ziel 
als die Befreiung des Menschen gesetzt 
hat, scheint die Auseinandersetzung mit 
Sexualität also eigentlich zentral.
In den letzten Jahren tauchte das Thema 
aber kaum noch in der Verbandspraxis 
auf. Gerade in Hinblick auf die Präven-
tion sexualisierter Gewalt ist das ein 
Problem, denn tabuisierte Sexualität 
führt zu einem erhöhten Risiko für sexu-
alisierte Gewalt.
In diesem Text soll es darum gehen, dass 
deshalb Sexualpädagogik und sexuelle 
Bildung zentral für Prävention sexuali-
sierter Gewalt sind. Der Text will aber 
darüber hinaus auch dazu anregen, Sexu-
alität in ihrer Dimension der Befreiung 
wieder stärker in den Blick zu nehmen.

Sexualpädagogik / 
sexuelle Bildung

Sexualpädagogik meint die bewusste, 
pädagogisch angeleitete Auseinander-
setzung mit Sexualität. Sie �ndet zum 
Beispiel in Workshops, Gruppenstunden 
oder auf Zeltlagern statt und hat einen 
klaren Anspruch: Räume zu scha©en, 
in denen über Sexualität gesprochen 
werden kann. Dabei geht es nicht nur 
um Wissensvermittlung, sondern auch 
darum, Unsicherheiten abzubauen, 
Fragen zu ermöglichen und Re¨exion 
anzustoßen. Sexualpädagogik richtet 
sich vor allem an Kinder und Jugendliche 
und ist immer auch Teil unserer prakti-
schen Arbeit im Verband.
Davon zu unterscheiden, aber eng damit 
verbunden, ist sexuelle Bildung. Diese 
ist kein einmaliges Angebot, sondern 
ein lebenslanger Prozess. Menschen 
entwickeln ihre Sexualität nicht in 
einem Workshop, sondern in ihrem 
gesamten Leben – geprägt durch Erfah-
rungen, Beziehungen, gesellschaftliche 
Normen und eigene Bedürfnisse. Sexu-
elle Bildung beschreibt genau diesen 
Prozess der Selbstaneignung. Sexualpäd-
agogik kann hier Impulse geben, Wissen 
bereitstellen und Räume ö©nen – was 
davon aufgenommen wird, entscheiden 
die Jugendlichen selbst.
Ziel von beidem ist es, Menschen in ihrer 
sexuellen Selbstbestimmung zu stärken. 
Das bedeutet, die eigenen Wünsche, 
Grenzen und Identitäten wahrzunehmen 
und ausdrücken zu können. Gleichzeitig 
geht es immer auch um Schutz: Wer die 
eigenen Grenzen kennt und gelernt 
hat, sie zu benennen, kann sich besser 
gegen Grenzverletzungen wehren. Und 
wer gelernt hat, die Grenzen anderer 
zu respektieren, wird selbst weniger 

übergri·g. Ein positives Verhältnis zum 
eigenen Körper spielt dabei eine zentrale 
Rolle – denn was ich als wertvoll begreife, 
schütze ich auch eher.

Täterstrategien

Täter*innen gehen in der Regel sehr 
bewusst vor, schon bei der Auswahl und 
Testung von Umfeld und Betro©enen. 
Durch Manipulation der betroffenen 
Person und des Umfelds wird ein Inter-
venieren erschwert.
Eine zentrale Strategie ist, die betro©ene 
Person zu isolieren, zu beschämen und 
ihre Wahrnehmung zu vernebeln, damit 
er*sie sich keine Hilfe holt.
Wo wenig über Sexualität gespro-
chen wird, kann ein Täter viel leichter 

Unsicherheit säen – bei den Betro©enen 
und im Umfeld. Gute sexualpädagogi-
sche Arbeit im Verband kann hier sexu-
alisierte Gewalt verhindern oder eine 
Intervention bei Übergri©en erleichtern.

Stärkung der sexuellen 
Selbstbestimmung

Sexualpädagogik vermittelt mit dem 
Wissen über Sexualität auch Möglich-
keiten zur Selbstbestimmung: beispiels-
weise durch Wissen über die Funktionen 
des eigenen Körpers, über Verhütung 
und über Rechte am eigenen Körper. 
Gleichzeitig hat Sexualpädagogik das 
Ziel, dass Kinder und Jugendliche ihre 
Sexualität und ihren eigenen Körper 
als etwas Wertvolles erfahren. Sie 
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entwickeln so ein Bewusstsein dafür, 
dass sie über ihren Körper und ihre Sexu-
alität selbst bestimmen dürfen.
Wenn Kinder und Jugendliche selbst-
bestimmt über ihren Körper verfügen 

– das gewohnt sind und das auch von 
Erwachsenen bestärkt wird –, wirkt 
das der Vernebelung durch potenzielle 
Täter*innen entgegen.

Übergri¦e unter Jugendlichen

Etwa ein Viertel der Tatverdächtigen bei 
sexuellen Übergri©en sind laut PKS unter 
21 Jahre alt. Sexualisierte Gewalt unter 
Peers spielt gerade bei uns im Jugendver-
band eine relevante Rolle. Hier kann gute 
sexualpädagogische Arbeit besonders in 
der Prävention unterstützen. Ursachen 

von Übergriffen durch Jugendliche 
liegen unter anderem in Unwissenheit 
über eigene Grenzen und die Grenzen 
anderer, sowie fehlender Kommunika-
tion: Was gefällt mir, was gefällt dir? Es 
fehlt an Wissen darüber, was ich mag 
und was nicht. Medial geprägte Bilder 
sowie reale oder imaginierte Erwar-
tungen von außen prägen das Bild von 
Sexualität, das Jugendliche haben. 
Fehlende Sprachfähigkeit über Gefühle 
und Bedürfnisse sowie noch große 
Unsicherheiten und Schwierigkeiten 
im Umgang mit Gefühlen, z. B. nach 
Trennungen, sowie Druck unter Peers, 
können zu sexualisierter Gewalt führen.
Eine offene Gesprächskultur, die es 
Jugendlichen auch erlaubt, über eigene 
Unsicherheiten zu sprechen, ermöglicht 
einen sensiblen und grenzachtenden 
Umgang miteinander.

Sexualität enttabuisieren

Sexualität zu enttabuisieren ist eine 
zentrale Voraussetzung dafür, sexua-
lisierte Gewalt überhaupt besprechbar 
zu machen. Wo nicht über Sexualität 
gesprochen wird, fehlen oft die Worte, 
um Grenzverletzungen zu benennen. 
Unsicherheit, Scham und Sprachlosig-
keit machen es Betro©enen schwer, sich 
Hilfe zu holen – und sie erleichtern es 
Täter*innen, ihre Strategien durchzu-
setzen. Eine offene Auseinanderset-
zung mit Sexualität schafft dagegen 
die Grundlage dafür, dass Übergri©e 
erkannt, eingeordnet und angesprochen 
werden können.
Für uns als Helfer*innen bedeutet das 
auch, die eigenen Kompetenzen zu 
stärken. Wer gelernt hat, über Sexua-
lität zu sprechen, ist im Umgang mit 
konkreten Fällen deutlich sicherer. Das 
Thema verunsichert weniger, Entschei-
dungen können re¨ektierter getro©en 
werden. Dazu gehört auch die Fähig-
keit zur Differenzierung: Nicht jedes 
sexualisierte Verhalten unter Kindern 
ist automatisch ein Übergri©. Kindliche 
Sexualität und übergri·ges Verhalten zu 
unterscheiden, ist zentral für einen ange-
messenen Umgang. Gleichzeitig werden 
wir sensibler für Warnsignale – etwa 
altersuntypisches Wissen über Sexua-
lität oder au©ällige Verhaltensweisen, 
die Hinweise auf mögliche Grenzverlet-
zungen sein können.
Gleichzeitig darf Sexualpädagogik 
nicht auf Prävention reduziert werden. 
Sie ist mehr als ein Schutzinstrument. 
Sie unterstützt Jugendliche darin, ihre 
eigene Identität zu entwickeln, ihre 
Wünsche und Grenzen kennenzulernen 
und ein Verhältnis zum eigenen Körper 
aufzubauen. Sexualität wird so nicht 
nur als potenzieller Gefahrenraum 
verstanden, sondern auch als zentraler 
Bereich von Leben und Lernen. Eine 
emanzipatorische Sexualpädagogik 
erö©net damit die Möglichkeit, Sexu-
alität als Teil von Selbstbestimmung 
und Persönlichkeitsentwicklung zu 
begreifen – und nicht nur als etwas, vor 
dem geschützt werden muss.

Franzi Rein
LV Hamburg

Call for Papers 1-27 
zum Thema „Die Waffen nieder“ 

In unserer ersten Ausgabe des Jahres 2027 
bleiben wir traditionsbewusst.
Gemäß altbewährter Tradition verursacht 
der Kapitalismus weltweit Krieg und Elend, 
wogegen wir uns als Sozialist*innen ebenso 
traditionell seit über hundert Jahren stellen.

Um uns gegen die Verheerungen, die der 
Kapitalismus der Menschheit und besonders 
den Arbeiter*Innen der Welt zufügt, wehren 
zu können, müssen wir diese jedoch auch 
verstehen. Um das zu tun, bleiben wir einer 
weiteren Tradition treu: die arbeiter*innen-
jugend 1/27 greift das Rosa & Karl Thema 
„Die Wa©en nieder“ auf und widmet sich 
dem Schwerpunkt Antimilitarismus.

Da die AJ ein Organ der inhaltlichen 
Verständigung und innerverbandlichen 
Debatte sein soll, freuen wir uns wie immer 
über zahlreiche Beiträge von euch: 
Wie kann antimilitaristische Praxis 
aussehen? Wohin entwickelt sich der Impe-
rialismus? Wieso führt Kapitalismus immer 
wieder zu Kriegen? Woher kommt mensch-
liche Aggression? Sollten wir dem Völker-
recht hinterhertrauern?
Das alles sind mögliche Fragen, die uns 
brennend interessieren würden, aber euch 
fallen sicher noch viele weitere spannende 
Themen ein!

Falls ihr Lust habt einen Artikel, Essay 
oder Gedicht zu schreiben oder etwas zu 
gestalten, dann meldet euch gerne bei uns!

aj-redaktion@sjd-die-falken.de

Fristen:
Die Ideenfrist für die Ausgabe ist am 
6.12.2026. Die Autor*innenfrist, zu der 
eure Artikel in der ersten Version bei der 
Redaktion angekommen sein müssen, ist 
der 17.01.2027!

Bild: Anita Monteiro (Unsplash)
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Reproduktive Gerechtigkeit
Das Abtreibungsverbot ...

Der Kampf um reproduktive Rechte 
beschäftigt Frauenbewegungen und 
feministische Bewegungen seit Jahr-
hunderten. Feminist*innen kämpfen bis 
heute dafür, in Bezug auf Sexualität und 
Schwangerschaften - und deren Verhü-
tung oder Abbrüche - selbstbestimmte 
Entscheidungen treffen zu können. 
Manche der Siege, die in früheren Zeiten 
errungen wurden, kommen uns heute 
(in Europa) wie Selbstverständlichkeiten 
vor. Aber der Zugang zu Verhütungsmit-
teln oder das Zeugen und Großziehen von 
Kindern außerhalb einer Ehe sind von 
unseren Vorgänger*innen hart erkämpfte 
Möglichkeiten. Der Geschichte dieser 
Kämpfe sollten wir uns gleichermaßen 
bewusst sein, wie den Bemühungen um 
die Ausweitung unserer Rechte. Denn wie 
die aktuellen politischen Entwicklungen in 
vielen Ländern weltweit deutlich machen, 
sind weder der Fortbestand bereits errun-
gener Rechte, noch das Erlangen weiterer, 
gesichert. Eines der zentralen reproduk-
tiven Rechte ist die Möglichkeit, eine 
(ungewollte) Schwangerschaft selbstbe-
stimmt beenden zu können.

 … gibt es doch in 
Deutschland gar nicht?

Aktuell können schwangere Menschen in 
Deutschland eine Schwangerschaft vor der 
zwölften Woche beenden, müssen dafür 
jedoch eine Beratung aufsuchen und sich 
diese bescheinigen lassen. Die zwölfwö-
chige Frist ist dabei relativ willkürlich 
gewählt, eine medizinische Begründung 
für diesen Zeitpunkt gibt es nicht. Ein 
frühgeborenes Kind wäre nach aktuellem 
medizinischen Stand erst deutlich später – 
in der 22. Woche – überlebensfähig. Auch 
das Entstehen eines Bewusstseins beim 

Fötus setzt die aktuelle Forschung mit der 
24. bis 26. Schwangerschaftswoche später 
an. Nach Überschreiten der zwölften 
Schwangerschaftswoche darf ein Abbruch 
nur noch durchgeführt werden, wenn 
die Schwangerschaft durch eine Straftat 
entstanden ist (kriminologische Indika-
tion) oder wenn Gefahr für die Gesundheit 
oder das Leben der Schwangeren besteht 
(medizinische Indikation). Doch auch bei 
Erfüllen dieser Bedingungen sind Schwan-
gerschaftsabbrüche in Deutschland nicht 
legal, sondern nur entkriminalisiert, das 
bedeutet: Es ist grundsätzlich weiterhin 
rechtswidrig, unter bestimmten Bedin-
gungen jedoch stra©rei und wird nicht 
verfolgt.
Dabei ist einerseits problematisch, dass 
die Entscheidung über ihre Schwan-
gerschaft und damit ihren Körper 
(und ihr weiteres Leben) nicht von den 
Schwangeren frei getro©en werden kann, 
sondern der Gesetzgeber festlegt, welche 
Umstände einen Abbruch rechtfertigen 
(und damit eine quasi moralische Bewer-
tung vornimmt, die andere Beweggründe 
als nicht ausreichend kennzeichnet). Die 
Entscheidung sollte bei den betro©enen 
Frauen selbst liegen, sie tre©en ihre jewei-
lige Entscheidung für oder gegen eine 
Schwangerschaft schließlich auf Grund-
lage ihrer individuellen Lebenssitua-
tion und aus guten Gründen. Für so eine 
einschneidende, körperliche und unter 
Umständen lebensverändernde Erfahrung 
wie Schwangerschaft, Geburt und Mutter-
schaft sollte es selbstverständlich sein, 
selbstbestimmt entscheiden zu können.

… ist ableistisch.

Das Konstrukt der illegalen Handlung, die 
unter bestimmten Bedingungen stra©rei 
ist, ist in Hinblick auf die medizinische 
Indikation und ihre Konsequenzen noch 
auf einer anderen Ebene zu kritisieren. 
Das gesamte Konstrukt impliziert quasi: 
Abtreibungen sind so falsch/schlecht, dass 
sie verboten sind. Nur unter schlimmen, 
extremen Umständen, die den werdenden 
Eltern nicht zuzumuten wären, ist es 
stra©rei. Da es gängige Praxis ist, unter 
Rückgriff auf die medizinische Indika-
tion (psychische oder physische Gesund-
heit oder das Leben der Schwangeren sind 
bedroht) Schwangerschaften abzubrechen, 
weil bei einer pränatalen Untersuchung 
eine „Behinderung diagnostiziert“ wurde 
(Organische Veränderungen werden 
gesehen oder Wahrscheinlichkeiten für 
bestimmte Erkrankungen oder geneti-
sche Normabweichungen berechnet), wird 
Behinderung als eine dieser schlimmen 
Bedingungen markiert. Darin werden die 
sexistischen und ableistischen Verhält-
nisse deutlich: Frauen ist einerseits nicht 
zuzutrauen, Entscheidungen über ihre 
Schwangerschaften selbstbestimmt zu 
treffen und andererseits sei ein behin-
dertes Kind niemandem zuzumuten. 
Von sogenannten Lebensschützer*innen 

- Aktivist*innen gegen das Recht auf Abtrei-
bung - werden Menschen mit Behinde-
rungen oft als Argument gegen liberalere 
Abtreibungsregelungen oder eine Lega-
lisierung ins Feld geführt. Eine bessere 

Gesellschaft allerdings überließe sowohl 
Frauen die Entscheidung darüber, ob sie 
schwanger werden und bleiben wollen, 
als auch ermöglichte es ihnen Zugang 
zu sicheren Möglichkeiten des Abbruchs. 
Sie würde auch Menschen mit Behinde-
rungen eine selbstbestimmte Teilhabe 
an der Gesellschaft möglich machen und 
Familien in ihren Bedarfen unterstützen 
(unabhängig davon, ob die Kinder behin-
dert oder nicht-behindert sind), sodass ein 
Leben mit Behinderung und die Erziehung 
und P¨ege eines behinderten Kindes keine 
Schreckgespenster mehr sind, die dazu 
führen, dass Eltern aufgrund einer präna-
talen Diagnose eine Wunschschwanger-
schaft beenden. Denn natürlich ist auch 
die vielbeschworene Selbstbestimmung 
immer in gesellschaftliche Umstände 
eingebunden, die beein¨ussen, welche 
Optionen Menschen für sich in Betracht 
ziehen und welche Konsequenzen für ihr 
Leben und das ihres potentiellen Kindes 
sie erwarten. Solange werdende Eltern 
beobachten können, dass viele Familien 
mit pflegebedürftigen Kindern nicht 
die notwendige Unterstützung erhalten, 
solange Ärzt*innen sie warnen, dass ihr 
Kind „nie ein normales Leben führen 
wird“, solange die Eltern von Kindern mit 
Down-Syndrom gefragt werden, ob sich 

„so etwas denn heute nicht vermeiden 
ließe“, solange sie erwarten müssen, dass 
ihr Kind als Erwachsene*r in einer Werk-
statt ausgebeutet werden wird - solange 
also behinderte Menschen in unserer 
Gesellschaft nicht als gleichwertig ange-
sehen und behandelt werden - solange 
werden sie sich selbstbestimmt in großer 
Zahl für pränatale Diagnostikverfahren 
und gegen das Austragen eines behin-
derten Kindes entscheiden.
Wichtig ist dabei, sich bewusst zu machen: 
Nicht die Entscheidungen der werdenden 
Eltern sind ableistisch, sondern unsere 
Gesellschaft ist es! Das zeigt sich eben 
unter anderem auch in der Ausgestal-
tung der Ausnahmeregelungen zur Ille-
galität von Schwangerschaftsabbrüchen. 
Sie sind allerdings nur Ausdruck davon, 
nicht Ursache. Die Lösung dafür liegt 
dementsprechend nicht darin, die Rechte 
von Frauen und schwangeren Menschen 
zu beschneiden, indem ihnen der Zugang 
zu Abtreibungen (weiter) erschwert oder 
verunmöglicht wird.

Um die ableistische und sexistische 
Logik des Gesetzes, die sich plakativ auf 

„Abtreibung ist Mord, aber bei Behin-
derten ist das schon okay“ runterbrechen 
ließe, aufzubrechen, ist es nicht genug, die 
medizinische Indikation zu streichen und 
Abtreibungen stärker zu kriminalisieren, 
wie es Abtreibungsgegner*innen fordern. 
Behindertenfeindlichkeit bekämpft man 
in der Gesellschaft, nicht in den Körpern 
von Frauen. Vielmehr ist bereits der erste 
Teil des Satzes zu kritisieren: Unabhängig 
davon ob oder ab wann man aufgrund von 
medizinischen, ethischen oder religiösen 
Überlegungen einen Fötus als lebendig 
oder menschlich betrachtet, setzt der 
Gesetzgeber sich über die körperliche 
Autonomie eines Menschen hinweg, um 
einen anderen (werdenden) Menschen 

in der 22. Woche – überlebensfähig. Auch 
das Entstehen eines Bewusstseins beim 
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zu schützen. Dies ist in anderen Fällen 
völlig undenkbar: So kann beispiels-
weise niemand gezwungen werden, Blut 
oder Knochenmark für einen kranken 
Menschen zu spenden. Die Notwendig-
keit von Konsens geht sogar über den Tod 
hinaus: Eine Organspende verlangt die 
Willenserklärung des*der Toten.

Mit Selbstverständlichkeit wird jedoch 
Anspruch auf die Körper von Frauen 
erhoben. Sie können nur innerhalb der 
ersten 12 Wochen einer Schwangerschaft, 
nach Beratung und Wartezeit und/oder 
als Ausnahme stra©rei, ihre körperliche 
Autonomie beanspruchen. Darüber hinaus 
sollen sie gegen ihren Willen unter Straf-
androhung den eigenen Körper einsetzen, 
um einen anderen am Leben zu erhalten.

… ist misogyn.

Solange die gesetzliche Grundlage besteht, 
Schwangerschaftsabbrüche - unter 
welchen Bedingungen auch immer - als 
Straftat zu behandeln, müssen Frauen sich 
für die Entscheidungen, die sie für ihren 
Körper und ihre Lebensgestaltung tre©en, 
rechtfertigen. Ihnen wird nicht zuge-
standen, aufgrund ihrer eigenen Überle-
gungen eine gute Entscheidung zu tre©en.

Die Geschichte sowie heutige Erfahrungen 
in Ländern, in denen Schwangerschafts-
abbrüche kriminalisiert sind, zeigen, dass 
Frauen ohne Zugang zu sicheren Abtrei-
bungen diese trotzdem vornehmen (oder 
es zumindest versuchen). Sie müssen 
dafür jedoch erhebliche Gefahren für 
ihre Gesundheit oder sogar ihr Leben auf 
sich nehmen und riskieren strafrechtliche 
Verfolgung.

Doch nicht nur Schwangere, die eine 
Schwangerschaft gezielt abbrechen, sind 
unter solchen Bedingungen von Kriminali-
sierung bedroht. Auch bei einer Fehlgeburt 
besteht die Gefahr, dass der betro©enen 
Person ein illegaler Abbruch vorgeworfen 
und sie strafrechtlich verfolgt wird. Nicht 
nur geraten so alle Frauen/Schwangeren 
unter Generalverdacht, auch ihre medi-
zinische Versorgung ist eingeschränkt. 
In einigen US-amerikanischen Bundes-
staaten beispielsweise, darf eine Schwan-
gerschaft auch dann nicht beendet werden, 
wenn das für die medizinische Versorgung 
der schwangeren Person oder zur Rettung 
ihres Lebens notwendig wäre. Die selbst-
ernannten „Lebensschützer*innen“ stellen 
aber nicht nur in diesen extremen Fällen 
den Fötus/Embryo über das Leben der 
schwangeren Frau, sondern auch in quasi 
allen anderen: Wenn man als Leben nicht 
nur den physischen Vorgang des am-Le-
ben-Seins, sondern auch die Ausgestaltung 
dieser Lebenszeit nach eigenen Wünschen 
versteht, so wird deutlich welch geringe 
Priorität in dieser Argumentation den 
beteiligten Frauen gilt. Ihre Wünsche über 
ihre Lebensgestaltung und dazu, was mit 
ihrem Körper geschieht, müssen zurück-
treten vor den Interessen eines in ihnen im 
Werden be�ndlichen Menschen. Frauen 
werden nicht als Subjekte ihres eigenen 
Lebens, als wertvolle Gestalterinnen und 
als kompetente Entscheidende betrachtet; 
nicht einmal dann, wenn es um konkrete, 
moralische oder ethische Fragen geht, die 
sie selbst betre©en. Stattdessen werden sie 

- spätestens wenn es ans Eingemachte geht 
und ihre Interessen gegen die einer patri-
archalen und kapitalistischen Gesellschaft 
stehen - auf ihre Gebärfähigkeit (oder 
muss man in dieser Logik beinahe schon 
sagen auf ihre Gebärfunktion?) reduziert. 
Deswegen kann es nicht ausreichend sein, 
sich mit der aktuellen Gesetzeslage zufrie-
denzugeben und froh zu sein, dass es in 
Deutschland immerhin unter manchen 
Voraussetzungen möglich ist, eine unge-
wollte Schwangerschaft zu beenden. 
Wenn Abtreibungen rechtswidrig sind, 
ist das nicht nur eine Fortschreibung 
patriarchaler Tradition, sondern ständiger 
Ausdruck zutiefst misogyner Verhältnisse. 
Misogyne Verhältnisse lassen sich natür-
lich nicht durch das Streichen eines Para-
grafen abscha©en, aber in diesem Falle 
verunmöglicht sie zumindest die aggres-
sive Durchsetzung derselben.

… ist ein Problem für die 
Gesundheitsversorgung.

Der Status quo birgt nicht nur immer 
die Gefahr - besonders angesichts sich 
aktuell zunehmend verschärfender auto-
ritärer Verschiebungen - eines Rückbaus 
der Ausnahmen und einer Rückkehr zur 
vollständigen Illegalität. Er sorgt auch 
für eine bereits jetzt bestehende mangel-
hafte Gesundheitsversorgung von unge-
wollt schwangeren Menschen. Dadurch, 
dass Schwangerschaftsabbrüche zwar 
stra©rei, aber dennoch rechtswidrig sind, 
sind sie kein selbstverständlicher Teil 
der Gesundheitsversorgung. Ärzt*innen 
sind laut dem §218 nicht verp¨ichtet an 
Abtreibungen mitzuwirken und können 
demnach selbst entscheiden, ob sie welche 
vornehmen - sofern der Arbeitgeber es 
ihnen erlaubt. Denn obwohl Kranken-
häuser oder der Krankenhausplan, der für 
jedes Bundesland die Gesundheitsversor-
gung plant und die Aufgaben der Kliniken 
festlegt, Ärzt*innen nicht anweisen 
kann diese Gesundheitsleistung vorzu-
nehmen, können Kliniken sehr wohl ihren 
Mitarbeiter*innen untersagen Schwan-
gerschaftsabbrüche vorzunehmen. Bei 
Schwangerschaftsabbrüchen gibt es keine 
Bedarfsplanung, wie bei anderen medizini-
schen Leistungen, die dafür sorgt, dass die 
Versorgung der Bevölkerung sichergestellt 
und koordiniert ist (beispielsweise spezia-
lisierte Kliniken für verschiedene Bereiche 
sowie eine ausreichende Abdeckung in 
allen grundlegenden Fachgebieten auch 
in ländlichen Gegenden). Daher gibt es 
inzwischen Regionen in Deutschland, in 
denen Schwangerschaftsabbrüche de facto 
nicht möglich sind; beziehungsweise durch 
die Notwendigkeit weiter Fahrtwege mit 
extremen �nanziellen und organisatori-
schen Hürden versehen sind. 

… muss weg!

Zum Umgang mit der aktuellen rechtli-
chen und gesellschaftlichen Lage in Bezug 
auf Schwangerschaftsabbrüche gibt es 
verschiedene Herangehensweisen und 
Forderungen von Seiten derjenigen, die 
sich für eine Liberalisierung aussprechen. 
Es gibt Forderungen danach, die Bera-
tungsp¨icht abzuscha©en und die Fristen 
zu verlängern. Dabei werden Fristen bis 
zur 22. oder 25. Schwangerschaftswoche 
häufig vorgeschlagen, mit Bezug zur 
Lebensfähigkeit des Fötus. Fristenrege-
lungen erschweren jedoch besonders für 
vulnerable Gruppen, wie beispielsweise 
junge Frauen, Frauen mit Behinderung 
oder Menschen in Regionen mit schlechter 
medizinischer Versorgung, den Zugang 
zu Schwangerschaftsabbrüchen. Bei 
allen diesen Regelungen würde zudem 
weiterhin in die körperliche Autonomie 
schwangerer Menschen eingegriffen 
werden.
Es ist angesichts der aktuellen politischen 
Lage einerseits notwendig sich für den 
Erhalt bestehender Rechte einzusetzen 
und dafür zu kämpfen, dass zumindest die 
Möglichkeiten zum Schwangerschaftsab-
bruch, die in Deutschland aktuell bestehen, 
erhalten bleiben und sich natürlich um so 
mehr über errungene Teilsiege zu freuen, 
wie die Abscha©ung des §219a (der die 
Verö©entlichung von Informationen über 
Schwangerschaftsabbrüche verbot). Ande-
rerseits sollten wir dabei nicht aus dem 
Blick verlieren, dass unser eigentliches Ziel 
die vollständige Legalisierung von Abtrei-
bungen sein sollte. Unsere Forderung muss 
lauten:

§218 abscha¦en!

Hannah von Ledden
KV Leipzig

Die Clara
„Clara“ ist die feministische und frauenpolitische Seite der aj. Clara Zetkin 
war eine streitbare Sozialistin und Kommunistin, die als eine der Ersten 
eine sozialistische Frauenemanzipationstheorie entwickelt hat. Sie war 
Redakteurin der „Gleichheit“, der Zeitschrift der Arbeiterinnenbewegung, 
und rief 1911 den 8. März als Frauentag ins Leben. Sie engagierte sich in 
der SPD, dann in der USPD und schließlich in der KPD, die sie auch im 
Reichstag vertrat. 1933 starb Clara Zetkin im russischen Exil.

Hannah von Ledden

Clara“ ist die feministische und frauenpolitische Seite der aj. Clara Zetkin 
war eine streitbare Sozialistin und Kommunistin, die als eine der Ersten 

listische Frauenemanzipationstheorie entwickelt hat. Sie war 
Redakteurin der „Gleichheit“, der Zeitschrift der Arbeiterinnenbewegung, 
und rief 1911 den 8. März als Frauentag ins Leben. Sie engagierte sich in 
der SPD, dann in der USPD und schließlich in der KPD, die sie auch im 

Bild: Friedrich-Ebert-Stiftung

Bild: Mika Baumeister
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Die Linke neu denken: 
postsowjetische Perspektiven auf 
Sozialdemokratie und Kommunismus
In Erinnerung an meinen sozialistischen 
Großvater Nikoloz Adamia,
einem Mann, der fest an Würde, Gerech-
tigkeit und Gleichheit glaubte.

Was bedeutet es, in einem postsowjeti-
schen Land wie Georgien links zu sein? 
In weiten Teilen Europas wird das poli-
tisch linke Spektrum üblicherweise 
mit Sozialdemokratie, Arbeiterrechten, 
Sozialstaat, Umverteilung und progres-
siven sozialen Werten in Verbindung 
gebracht.

Die Bedeutung „der Linken“ in post-
sowjetischen Gesellschaften ist jedoch 
weitaus komplexer. Hier werden linke 
Ideen oft durch Erinnerungen an den 
sowjetischen Realsozialismus, Erfah-
rungen mit dem Zusammenbruch 
ihres Staates, wirtschaftlicher Not, 
autoritärer Herrschaft und schwieriger, 
äußerst schmerzhafter Übergänge zum 
Kapitalismus verzerrt.

Meiner Meinung nach kann „Links“-
Sein in Georgien und im gesamten 
Südkaukasus eine ganz andere Bedeu-
tung haben als in Westeuropa. Es kann 
Nostalgie, Zweifel, Hoffnung oder 
Verwirrung auslösen – alles auf einmal. 
Um die aktuellen Debatten über Sozial-
demokratie und die Linke in der Region 
zu verstehen, müssen wir zunächst den 
Schatten der sowjetischen Vergangen-
heit begreifen.

Die Last der Geschichte: Der 
Kommunismus als Erinnerung.

Ältere Generationen in Georgien 
erinnern sich an den Kommunismus 
im Kontext ihres Lebens im Alltag 
und weniger als an seine ideologi-
sche Dimension. Die Erinnerungen 
beziehen sich oft weniger auf die 
marxistische Theorie und vielmehr 
auf die gelebte Realität: garantierte 
Beschäftigung, Wohnraum, kosten-
lose Bildung, Gesundheitsversorgung 
und ein stärkeres Gefühl von sozialer 
Stabilität. Angesichts der heutigen 
wirtschaftlichen Turbulenzen sind 
diese Erinnerungen noch relevanter.

Gleichzeitig erinnert man sich 
an den Kommunismus auch als ein 
System der Unterdrückung. Politi-
sche Verfolgung, Zensur, Überwa-
chung, eingeschränkte Freiheiten 
und Gewalt bleiben nach wie vor stark 
im Gedächtnis. Für Staaten wie Geor-
gien ist die sowjetische Herrschaft mit 
Furcht um nationale Unabhängigkeit 
und vor imperialer Vorherrschaft 
verbunden. Die UdSSR war nicht nur 
ein Wirtschaftssystem – sie war auch 
eine politische Ordnung, auferlegt und 
durchgesetzt von Moskau.

Wichtig ist aber auch, dass die Sowjet-
union ein Modernisierungsprojekt war, 
bei dem der „Fortschritt“ vom Staat 
unter einer einheitlichen Ideologie 
etabliert wurde, welche die  Gesellschaft 
als rückständig erklärte, während die 
progressive Avantgarde bestimmte, wie 
sich die Gesellschaft entwickeln sollte.
Folglich bleibt das gesellschaftliche 
Gedächtnis an den Kommunismus 
von Widersprüchen geprägt. Manche 
erinnern sich an Stabilität, andere an 
Angst. Die einen betonen Gleichheit 
und die Emanzipation der Frauen; 
andere erinnern sich an Stagnation der 
Wirtschaft und Zwang durch den Staat. 
Diese widersprüchlichen Erinnerungen 
prägen, wie die Menschen heute auf 
linke Politik reagieren.

Warum ist „Links“ zu einem 
problematischen Begri¦ 

geworden?

Nach dem Zusammenbr uch der 
Sowjetunion führten viele ehemalige 
Sowjetstaaten Marktreformen und 
Privatisierung der Betriebe durch; 
antikommunistische Narrative zogen 
in die Politik ein. In Georgien waren 
die 1990er Jahre geprägt von Wirt-
schaftskrise, bewa©neten Kon¨ikten, 
Arbeitslosigkeit und dem Kollaps der 
staatlichen Institutionen. Spätere 
Reformen setzten die Liberalisierung, 
Deregulierung und den Abbau staat-
licher Intervention in Georgien durch. 
Aufsichtsbehörden für Arbeitssicherheit, 

Qualitätskontrolle, Umweltschutz und 
andere Bereiche wurden nacheinander 
abgescha©t.

In diesem Zusammenhang wurde 
der Begriff „links“ politisch margi-
nalisiert oder ideologisch unscharf. 
Viele Menschen assoziierten die Linke 
nicht mit einer Sozialdemokratie nach 
europäischem Vorbild, sondern mit 
der Rückkehr des sowjetischen Auto-
ritarismus oder wirtschaftlichem 
Zusammenbruch.

Selbst in europäischen Wohlfahrts-
staaten übliche Maßnahmen – wie 
verbesserter Arbeitsschutz, progressive 
Besteuerung, sozialer Wohnungsbau 
oder das Ausbauen von Sozialleis-
tungen – könnten als „kommunistisch“ 
gelesen werden.

Diese historische Last hat es moder-
nen linken Bewegungen in Georgien 
erschwert, eine breite Akzeptanz zu 
entwickeln. Politische Parteien vermei-
den konsequent die Verwendung links 
assoziierter Begri©e, selbst wenn sie 
progressive Politik unterstützen.

Neue Generation, neue Fragen

Trotz dieses Erbes kehrt die junge Gene-
ration in Georgien zunehmend zurück 
zu linken Ideen, und zwar vor allem 
durch aktuelle Missstände, nicht so sehr 
aus Nostalgie für die Sowjetzeit. Zuneh-
mende Ungleichheit, teure Mieten, 
prekäre Arbeitsverhältnisse, schwa-
cher Arbeitsschutz, Migrationsdruck 
und begrenzte Chancen auf sozialen 

Menschen in Tbilsi am ersten Mai, um den internationalen Arbeiter*in-
nentag zu feiern und bessere Arbeitsbedinungen zu fordern. 

Aus dem Englischen übersetzt von der Redaktion

aj-2/2620



Aufstieg entfachen erneut Debatten 
über Gerechtigkeit und die Rolle des 
Staates.

Für viele junge Aktivist*innen geht es 
bei der Linken nicht mehr um Einpartei-
enherrschaft oder Zentralismus. Statt-
dessen könnte es bedeuten: Arbeitneh-
merrechte und faire Löhne, bezahlbare 
Gesundheitsversorgung und Bildung, 
bezahlbarer Wohnraum, Gleichstel-
lungsmaßnahmen, Umweltgerechtig-
keit, Kampf gegen die Macht der Olig-
archen und gegen Korruption. Diese 
Generation lässt sich oft von globalen 
progressiven Bewegungen beein¨ussen 
und sucht gleichzeitig nach lokalen 
Antworten, die auf die regionalen Gege-
benheiten Rücksicht nehmen. Dennoch 
ist zu beachten, dass linke Gruppen in 
Georgien sehr klein und zersplittert 
sind.

Der Südkaukasus ist ein einzigartiger 
politischer Raum: Georgien, Armenien 
und Aserbaidschan teilen ein sowjeti-
sches Erbe, haben seit der Unabhän-
gigkeit jedoch unterschiedliche Wege 
eingeschlagen. Konf likte, Nationa-
lismus, Staatsau¾au, Migration und die 
geopolitische Lage - all dies prägt den 
politischen Diskurs. 

In Georgien hat das Streben nach 
Integration in Europa das Interesse 
an demokratischen Institutionen und 
sozialpolitischen Modellen geweckt, 
die mit der EU assoziiert werden. Der 
wirtschaftliche Liberalismus hat sich 
oft schneller entwickelt als der Sozial-
staat. Dies scha©t ein Paradoxon: Die 
pro-europäische Stimmung kann stark 
sein, gleichzeitig bleiben die sozialstaat-
lichen Fundamente vieler europäischen 
Staaten im eigenen Land schwach.

Politik für die Klasse wird in der 
Region oft vom politischen Diskurs 
zugunsten der nationalen Sicherheit, 
Identitätspolitik oder geopolitischen 
Themen verdrängt. Dies unterscheidet 
den postsowjetischen Südkaukasus von 
vielen westeuropäischen Kontexten, in 

denen Debatten über Arbeit und soziale 
Sicherheit eine längere, auch institutio-
nell verankerte, Geschichte haben.

Meiner Meinung nach stehen euro-
päische und postsowjetische Staaten 
trotz Unterschieden vor gemeinsamen 
Herausforderungen: zunehmende 
Ungleichheit, Wohnungskrise, die 
Konzentration von Reichtum und 
Macht, Misstrauen gegenüber politi-
schen Eliten, der Druck von Rechts, die 
Notwendigkeit grünerer und gerech-
terer Wirtschaft und so weiter. Diese 
gemeinsamen Anliegen schaffen 
Möglichkeiten für einen Dialog 
zwischen europäischen und postsow-
jetischen linken Traditionen.

Kann die Sozialdemokratie 
neu gedacht werden?

Für mich ist die zentrale Frage für Geor-
gien, ob die Sozialdemokratie von der 
sowjetischen Vergangenheit losgelöst 
werden kann und als demokratische, 
pluralistische und zukunftsorientierte 
Idee neu gedacht werden kann.
In einem Land, das die Unabhängig-
keit nach einer kurzen Phase der ersten 
Demokratischen Republik Georgiens 
von 1918 bis 1921 (welche zwar wenig 
bekannt ist, aber weitaus fortschritt-
licher war als viele moderne Staaten) 
erlangte, mag jede linke Wirtschafts-
kritik als antinational (Anmerkung 
der Redaktion: hier wird antinational 
negativ und im eigentlichen Wortsinn 
verwendet. Er bezieht sich nicht auf die 
Antinationale Strömung der Linken) 

interpretiert werden. Die Befürwor-
tung eines starken Sozialstaats kann als 
Unterstützung eines Systems, nämlich 
der UdSSR, gesehen werden, welche im 
Widerspruch zur Gegenwart steht.
In einem postsowjetischen Land wie 
Georgien links zu sein, bedeutet, sich 
in einem umkämpften historischen 
Umfeld zu bewegen. Linkssein ist nicht 
einfach eine importierte Ideologie oder 
ein sowjetisches Relikt – er ist eine 
Sache der ständigen Neuinterpretation, 
geprägt von Erinnerung, Ungleichheit, 
Demokratie und Identität.
Der Kommunismus bleibt ein starker 
Bezugspunkt, bestimmt aber nicht 
mehr den Rahmen linken Denkens und 
Möglichkeiten. Jüngere Generationen 
stellen wieder zunehmend fragen: Wie 
sollte Reichtum verteilt werden? Wer 
pro�tiert vom Wirtschaftswachstum? 
Was bedeutet Würde am Arbeitsplatz? 
Wie kann Demokratie gesellschaftlich 
relevanter werden?
Die Zukunft der Linken in Georgien, 
aber auch im Südkaukasus, hängt viel-
leicht weniger von alten Kamp¾egri©en 
ab als vielmehr davon, ob eine progres-
sive Politik glaubwürdige Antworten 
auf die Fragen der heutigen Zeit bieten 
kann. In diesem Sinne geht es beim neu 
denken der Linken nicht nur um die 
Vergangenheit – es geht darum, sich eine 
gerechtere Zukunft vorzustellen.

Salome Adamia
ehemalige Vorsitzende der 

„Young Socialists of Georgia“

Rustaveli Avenue, Georgien im Tränengasnebel der Polizei,  die versucht, den Protest 
gegen das Gesetz über „Ausländische Agenten“   mit Wasserwerfern und Tränengasgranaten 
aufzulösen. März 2023 .   

Bild: Nini Gabritchidze/Civil.ge

Bild: Luka Pertaia/ OC Media (CC BY-NC 4.0)
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Aus dem Verband

Leicht und zugänglich: Die Internati-
onale Linke kommt nach Werneuchen
Internationale Begegnungen sind im 
Kurt-Löwenstein-Haus nichts Neues. 
Seit über 27 Jahren besuchen sich 
Viermal im Jahr Genoss*innen aus 
verschiedenen Ländern gegenseitig in 
der Brandenburger Bildungsstätte.

Jedes Seminar hat seinen eigenen 
Charakter. Im August wird während der 
Summer School so viel wie möglich im 
Garten diskutiert. Im Dezember wird 
bei der Winter School gemeinsam ins 
neue Jahr gefeiert. Im Oktober steht 
durch das Training for Trainers päda-
gogische Weiterbildung im Fokus. 
Und Ostern wird unter der Regen-
bogenfahne zelebriert: Queer Easter 
verbindet Aktivismus und QueerJoy. 
Alle diese Wochen stehen im Zeichen 
von Internationalismus, Sozialismus 
und Vielfalt.
Der Ablauf ist dabei ähnlich: Es gibt 
ein übergeordnetes Thema, zu dem 
mehrere inhaltliche Workshop-Blocks 
angeboten werden. Über die Woche 
hinweg arbeiten die Teilnehmenden in 
einer festen Bezugsgruppe zusammen 

– mal sehr praktisch, mal eher theore-
tisch. Dabei entstehen gemeinsame 
Ergebnisse, die am Ende mit allen 
geteilt werden. Dazu kommen ein 
Tag in Berlin sowie ein Tag, an dem 
die Teilnehmenden selbst die Chance 
bekommen Workshops zu organisieren. 
Dabei ist alles möglich – von politischen 
Inhalten über das Sammeln von Blät-
tern bis hin zum gemeinsamen Singen 
von Arbeiterliedern. Die Hauptsprache 
ist Englisch – aber mit der Sprache wird 
kreativ umgegangen; jede*r drückt sich 
so aus, wie es einem selbst gelingt. In 
gewisser Weise ist es eine intensivere, 
internationale Version dessen, was viele 
aus Formaten wie Rosa & Karl oder 
Kaderschmiede kennen.

Für Annika, dey seit Jahren als Teilneh-
mer*in dabei ist und nun zum Team 
gehört, macht vor allem eines den 

Unterschied: die ganze Woche Zeit – die 
man hat, um sich zu vertiefen, einander 
kennenzulernen und neue Perspektiven 
zu gewinnen. Das Haus bietet eine 
wunderbare Möglichkeit, Internatio-
nalismus praktisch zu erleben.
 Abends organisiert sich das Haus 
dann selbst: von Kneipen-Abenden 
im Keller, Filmvorführungen oder 
Partys in der Disco; diese werden von 
den Teilnehmenden selbst geplant und 
durchgeführt.“

„Linke Politik lässt sich heute kaum 
noch ohne solche Räume denken“

Was dabei entsteht, ist schwer zu 
greifen – eine besondere Energie, die 
aus diesen Begegnungen hervorgeht. 
Hier tre©en Aktivist*innen auf Gleich-
gesinnte doch nicht automatisch auf 
gleiche Meinungen. Sophia, von den 
italienischen Giovani Democratici, 
bringt es auf den Punkt: „Die Wahr-
heit ist, dass man nicht automatisch 
dieselbe Perspektive hat, nur weil man 
links ist. Gerade deshalb ist es entschei-
dend, Räume zu haben, in denen 
man auch widersprechen kann – und 
trotzdem versucht, einen gemeinsamen 
Nenner zu �nden.“

Egal, ob man hier Freundschaften fürs 
Leben schließt oder sich in Diskus-
sionen reibt: „Linke Politik lässt sich 
heute kaum noch ohne solche Räume 
denken und trotzdem sind sie zu selten“.
 Es ist ein Ort, an dem Veränderung und 
Transformation nicht nur möglich sind, 
sondern aktiv statt�nden. Ein Gedanke 
zog sich durch viele Gespräche: Für 
Teilnehmende können diese Erfah-
rungen tatsächlich lebensverändernd 
sein.
 Diana, Vorsitzende der schwedischen 
LGBTI Social Democrats und seit 
2018 Teil des Teams, beschreibt die 
Seminare als Möglichkeit, „den sozi-
alistischen Kampf weiterzutragen“.  
Gleichzeitig betont sie die Bedeutung 
des Kollektiven: Menschen könnten als 

Einzelne kommen – sollten aber nicht 
als Einzelne gehen. Individuelle Lern-
prozesse seien wichtig, müssten aber in 
gemeinsame Erfahrungen übergehen, 
die in andere Kontexte getragen werden. 

„In Zeiten von Individualismus ist es 
notwendig, uns als Teil eines größeren 
Kollektivs zu verstehen.“

Eine Gegenwelt Erfahrung, welche 
Denken und Handeln nachhaltig 

verändert

Diese Stärke brachte Julius und Majo 
auch zum Team. Beide waren zuvor 
in der International Union of Socia-
list Youth aktiv, bevor sie ihren Weg 
ins Haus gefunden haben. Julius kam 
damals in seinem Amt von Koordi-
nator der Queer Working Group als 
Gast zur Queer Easter – er ist dann als 
Teammitglied geblieben, denn dort 
lernt er „Entscheidungsprozesse in der 
Gruppe zu führen und entfaltet [seine] 
Kreativität“.

Majo arbeitete davor als Bildungsrefe-
rentin für die IUSY in Mexico. Für sie 
steht jetzt vor allem die Wirkung auf 
die Teilnehmenden im Vordergrund: 
Sie habe Spaß an der Arbeit, merke 
aber vor allem, „wie viel sie für andere 
bedeuten kann – wie sehr Menschen 
hier erkennen, dass eine andere Realität 
möglich ist, wenn die Atmosphäre und 
die Gemeinschaft, in der man sich 
befindet, stimmen. Ich habe erlebt, 
dass Menschen hier den Mut gefunden 
haben, ihren Weg zu ändern – sogar ihr 
Studium.“

Für Bar, die erste Teamerin aus dem 
israelischen Tarbut Movement, geht 
es dabei auch um Repräsentation 
und darum, die eigene Organisation 
in internationale Zusammenhänge 
einzubringen. Tarbut war 2024 zum 
ersten Mal mit einer Delegation bei 
Queer Easter vertreten und arbeitet in 
Israel im Bereich Kultur und Bildung 
mit Kindern und Jugendlichen aus 

HOCH DIE INTERNATIONALE 
TEAM DES KLH!

Wie das KLH viermal im Jahr zur internationalen sozialistischen Utopie wird – 
und warum wir als Falken dorthin rennen sollten; aus Sicht des Internationalen Teams.
  

Bilder: Kurt Löwenstein Haus
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Aus dem Verband

Freiräume für unsere Jugendarbeit
Ob Winterfreizeit in Finsterau, Grup-
penhelfer*innen-Schulung in Oer-Er-
kenschwick, internationale Winter-
schule im KLH oder Sommerzeltlager 
auf dem #ZeltlagerplatzderHerzen (Ort 
bitte selbst einfügen) – für jede Falken-
veranstaltung bietet der ZeV einen 
passenden Ort: 
www.zeltlagerplatz.info

und organisierte Gruppenarbeit. 
Unsere Plätze und Einrichtungen sind 
historisch in der Arbeiter*innenjugend-
bewegung verankert. Sie werden von 
ehemals aktiven Falken getragen, die 
sich in den Vereinen engagieren. So 
�nden beispielsweise in Heiligensee an 
zwei Wochenenden im Jahr Subbotniks 
(Arbeitseinsätze) statt, bei denen viele 
kleine und große (Falken-)Hände viele 
kleine und große Baustellen bearbeiten, 
um den Platz zeltlagertauglich zu 
halten. Gemeinsames Arbeiten braucht 
auch gemeinsames Singen am Lager-
feuer, Sonne und frische Luft genießen 
(siehe Foto), diskutieren oder Zelte 
stellen – weil die aktiven Falken unsere 
besonderen Einrichtungen brauchen. 
Kinder und Jugendliche, die tagtäglich 
Autorität, Leistungsdruck und Fremd-
bestimmung erfahren, brauchen Orte, 
die ihnen die Erfahrung von Freiheit 
und Selbstbestimmung ermöglichen. 
Unsere Zeltlagerplätze und Häuser 
sind Orte für die Gegenwelterfahrung 

– Orte, wo ein anderes Miteinander 
gelebt werden kann: selbstorgani-
siert, diskriminierungsfrei, demokra-
tisch und solidarisch. Hier zählt nicht, 
wer am meisten hat, sondern wie wir 
zusammenleben wollen.

Bei uns gilt: Not perfect, but better. 
Wir betreiben keine Hostels, keine 
Jugendherbergen und keine klassi-
schen Campingplätze. Gerade Falken-
gruppen wünschen sich oft mehr 
Freiräume, aber um überleben zu 
können, müssen wir auch an andere 
Gruppen vermieten. Diese wünschen 
sich manchmal mehr Regeln und feste 
Strukturen. Wir wollen das gerne 
möglichst den Gruppen überlassen. 
Das ist nicht immer einfach, weil es 
die wenigsten Gruppen gewohnt sind, 
selbst Entscheidungen zu tre©en und 
diese dann mit anderen auszuhandeln. 
Bringt Euch also genau deshalb aktiv 
in die Plätze ein, lasst uns gemeinsam 
die Kon¨ikte austragen. Um mehr Frei-
heit für die Jugendarbeit der Falken zu 
erreichen!

Unsere Zeltlagerplätze und Bildungs-
stätten sind wertvolle Freiräume für 
die Falkenarbeit. Fahrt in unsere 
Einrichtungen, gestaltet und erhaltet 
mit den Vereinen aktiv die Infra-
struktur und so die Möglichkeiten für 
Falkenarbeit in eigenen Räumen.

Marcus Butz & Juliana Kattchin
Zeltlagerverein e.V.

Nutzt eure eigenen Häuser, Plätze und Bildungsstätten

sozioökonomisch benachteiligten 
Kontexten. Für Bar war die Teilnahme 
ein neuer Schritt: „Es war eine völlig 
neue Erfahrung für mich, mit so unter-
schiedlichen politischen Realitäten in 
Kontakt zu kommen – und mir wurde 
klar, wie wichtig es ist, diese Erfahrung 
an jüngere Mitglieder meiner Organisa-
tion weiterzugeben.“

 Zusammenfassend könnte man sagen, 
zeichnet diese unterschiedlichen 
Seminare vor allem eines aus: dass 
Freude und politisches Engagement 
zusammen gehören. Es ist die Kraft des 
Kollektivs, die diesen Ort trägt.

Das letzte Wort soll Diana haben: „Es 
gibt viele Anekdoten aus dem Haus, 

aber die schönste ist vielleicht, dass 
Menschen hier die Liebe gefunden 
haben. Manche Geschichten sind 
gescheitert, andere haben dazu geführt, 
dass Menschen geheiratet haben.“

Alix Fivian
KV Bremen

Viele Falkengliederungen haben 
Vereine, die Seminarhäuser, Bildungs-
stätten und Zeltlagerplätze betreiben. 
Diese sind seit Jahrzehnten ein zent-
raler Bestandteil non-formaler Bildung 
in der Jugendhilfe, aber vor allem 
immer auch Räume für die Falken. 
Hier können sich nicht nur Falken-
gruppen ausprobieren, gemeinsam 
Entscheidungen treffen und echte 
Gemeinschaft erleben. Bei uns gibt 
es Freiräume statt fester Vorgaben. 
Die Gruppen planen ihre Aktivitäten 
selbst, übernehmen Verantwortung 
und gestalten das Zusammenleben 
solidarisch miteinander.

Eines von vielen guten Beispielen 
ist der Zeltlagerplatz Heiligensee in 
Berlin. Was früher nur eine einfache 
Wiese war, ist heute ein vielseitiger 
Ort für Gruppen. Es gibt große Zelt-
¨ächen, ein Haus für Seminare und 
Übernachtungen und viel Natur drum-
herum. Direkt am Berliner Stadtrand 
im Tegeler Forst und nahe der Havel 
könnt ihr baden, wandern oder einfach 
zusammen Zeit verbringen. Gleich-
zeitig schaffen Infrastruktur wie 
Sanitäranlagen, Küchen und Aufent-
haltsräume die notwendigen Rahmen-
bedingungen für längere Aufenthalte 

Beide Bilder: Subbotnik im ZeV –
Berlin Heiligensee: viele kleine und große (Falken-)Hände 
bearbeiten viele kleine und große Baustellen, um den Platz 
zeltlagertauglich zu halten – und zwischendurch wird 
Pause gemacht

Bild: Juliana Kattchin, ZEV Berlin Heiligensee

Bild: Juliana Kattchin, ZEV Berlin Heiligensee
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Dieses Mal gibt es ein 
Ausmalbild nach dem 
Prinzip „Malen nach 
Zahlen“. Schnappt euch 
also ein paar Buntstifte 
und malt nach den 
Symbolen aus!

Malen 
nach 
Zahlen
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Impressum

Das Motiv ist eine abgewandelte Version des Kunstwerks "Der Weg der Roten Fahne" von einer 
Künstlergruppe um Gerhard Bondzin. Es zeigt im Stile des sozialistischen Realismus den Weg 
zum Sozialismus und stellt die DDR in den Kontext des damaligen Geschichtsbildes. Unser 
Ausschnitt zeigt die zentralen Figurengruppen, welche die Befreiung vom Faschismus und das 
Erreichen des Sozialismus in der DDR zeigen sollen. Zu sehen ist das Original an der Fassade des 
Dresdener Kunstpalastes.

–: Hellgrau
+: Grau
0: Dunkelgrau
1: tiefes Rot /
  Dunkelrot

2: leuchtend Rot
3: Türkis /
  Graublau
4: Blau
keine Zahl: weiß

LEGENDE




